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Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Voſt⸗ 
Unftskten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Freitag, den 9. Februar 1877. 


+ 


Deutſchland. 


0. C. Landtags⸗Verhandlungen. 
15. Sitzung des Abgeordnetenhauſes (vom 8. Februar). 

10 Uhr. Am Miniſtertiſche Graf zu Eulenburg, von Kameke, Achenbach, 
2 1 Schöne, Grandke, Herrmann, Oberſtlieutenant Rau⸗ 
enberg u. A. 

Vom Finanz⸗ und Handelsminiſter iſt dem Hauſe eine Vorlage, be⸗ 
treffend die Uebernahme einer Zins⸗Garantie für eine Prioritäts⸗Anleihe 
der Berlin⸗Dresdener Eiſenbahn⸗Geſellſchaft bis auf Höhe von 22,940,000 M. 


zugegangen. £ 
Das Haus beſchließt nach dem Antrage des Abg. Stengel, den 28ſten 


Bericht der Staatsſchuldencommiſſton über die Verwaltung des Staatsſchul⸗ 
denweſens im J. 1875 der Budgeteommiſſion zu überweiſen und geht dann 
zur 3. Beratbung des Geſetzentwurfs, betr. eine anderweite Einrich- 
tung des Zeughauſes zu Berlin, über. 

Zur Generaldiscuſſion nimmt zunächſt das Wort Abg. Röckeratb. 
Im vor. Jahre hat kein einziger von den liberalen Mitgliedern des Hauſes 
es auf ſich nehmen mögen, dieſe Ruhmeshallenvorlage auch nur mit einem 
einzigen Worte zu befürworten. Der Abg. Windthorſt (Bielefeld) ſprach mit 
Empbaſe aus: In einer Zeit der wirthſchaftlichen Noth und Kriſis bewilli⸗ 
gen wir die Gelder der Steuerzahler nicht für Ruhmeshallenzwecke. Und in 
dieſem Jahre ſtimmen nicht nur die Nationalliberalen wie ein Mann, ſon⸗ 
dern auch die Mitglieder der Fortſchrittspartei für daſſelbe Project und der⸗ 
ſelbe Abg. Windthorſt (Bielefeld) kann nicht Worte genug finden, den edlen, 
ſchönen Zweck dieſer Geldbewilligung mit Begeiſterung hervorzuheben. Was 
iſt denn nur geſchehen, um ſolche Wendung zu rechtfertigen? Hat etwa die 
wirthſchaftliche Kriſis aufgehört? iſt etwa die Noth des Volkes geringer ge⸗ 
worden? Wer würde Angeſichts der ſchreienden Thatſachen, die uns tag⸗ 
täglich die traurige Lage des Landes vor Augen führen, eine ſolche Be⸗ 
hauptung wagen. Wir ſtehen nach wie vor auf dem Standpunkte, den im 
vorigen Fabre das ganze Haus dieſem Project gegenüber einnahm, und 
überlaſſen es denen, die heute über dieſelbe Sache entgegengeſetzt ſtimmen, 
wie im vorigen Jahre, das Geld zu bewilligen. 

Abg. Virchow ſpricht zunächſt ſeine Verwunderung darüber aus, daß 
ſich an die Berathung einer Vorlage, wie die in Rede ſtehende, eine ſo große 
Annexionsdebatte knüpfen konnte. Er ſei dieſer Vorlage deshalb ſo geneigt, 
weil fe einen berechtigten Gedanken der Vollendung entgegenführt, nämlich 
das Zeughaus, eines der ſchönſten Schmuckhäuſer der Stadt, in einer der 
ſchönſten Straßen der Welt gelegen, von ſeiner magazinartigen Verwendung 
8 einem feiner architektoniſchen Form entſprechenden Zwecke zu führen. 

an tadele, daß dieſer Zweck ein brandenburgiſch⸗preußiſcher ſei; allein er, 
der Redner, glaube, daß ſich daraus ein deutſches Waffenmuſeum entwickeln 
werde, gegen welches ja auch der Abg. Röckerath ſich nicht ganz ablehnend 
verhalte. Daß es gleichzeitig ein ehrenvolles Monument der brandenburgiſch⸗ 
preußiſchen Armee ſein werde, liege eben darin, daß lange Zeit der bran⸗ 
den burgiſch⸗preußiſche Staat der Hauptträger des deutſchen Waffenweſens 
geweſen iſt. Man wird wahrſcheinlich auch über den Anfang der branden⸗ 
burgiſchen Geſchichte hinausgreifen, wenn ſich gute Exemplare älterer deut⸗ 
ſcher Waffen finden. Die Mitt I gehen nicht über das hinaus, was für 
andere wiſſenſchaftliche Sammlungen bewilligt wird, und es kann nur er⸗ 
en ſein, wenn man gleichzeitig der Armee die ihr gebührende Aner⸗ 
ennung bezeugen und einen monumentalen Bau einem höheren, edleren 
Zweck zuführen kann. Es muß bezweifelt werden, ob in den nächſten Jahren 
ein Reichskanzler oder ein Bundesrath da iſt, der auf die Anſprüche des 
Reiches zu Gunſten ſolcher Anlagen zu verzichten bereit iſt; die politiſche 
Entwickelung, beſonders der auswärtigen Angelegenheiten, könne ja eine 
derartige ſein, daß Niemand an ein Zeughaus und Waffenmuſeum denke. 

edner regt dann noch den Gedanken an, ob es ſich nicht ermöglichen laſſen 


werde, den berühmten Fries von Siemering, der an dem Monumente auf 


dem Schloßplatze die Bewunderung Aller erregte und beim Volke ſehr be⸗ 
liebt geworden iſt, im Zeughauſe mit zur künſtleriſchen Darſtellung zu brin⸗ 
gen. Uebrigens zieme es ſich doch für einen großen Staat, wie Preußen, 
ein derartiges, nicht blos hiſtoriſches, ſondern auch wiſſenſchaftliches Bedürf⸗ 
niß zu befriedigen, wie dies faſt alle europäiſchen Staaten, ſogar das kleine 
Sardinien, ehe es in Italien aufging, gethan haben. Das kühle Verhalten 
der Fortſchrittspartei im Vorjahre erkläre ſich daher, daß die Vorlage mit 
Oſtentation die Schaffung einer Ruhmeshalle für die Armee forderte. Die 
Finanzlage des Landes iſt allerdings eine durchaus unerwünſchte; aber wenn 
die Koſten aus der franzöſiſchen e beſtritten werden, ſo 
liegt darin ein milderndes Moment und eine Art beſonderer Anerkennung 
für die Armee. Aus Steuern dieſe Summe zu bewilligen, würde ſich Redner 
vielleicht auch nicht entſchließen können. Es e 

raf Nayhauß⸗Cormons kann die Vorlage vom rein militäriſchen 
Standpunkte aus erklärlich finden, allein die Finanzlage des Landes und 
die Rückſichtsnahme auf die Gefühle der annectirten Probinzen zwinge ihn, 
gegen die Vorlage zu ſtimmen. 

Abg. Götting: Als ich bei der erſten Berathung dieſes Geſetzes vom 
deutſch⸗patriotiſchen Standpunkte aus für daſſelbe eintrat, nahm der Abg. 
Windthorſt (Meppen) Veranlaſſung, in ziemlich maßloſer Weiſe über meine 
Aeußerungen ſeinerſeits ſich auszulaſſen, indem er mir vorwarf, ich hatte 
meine berechtigten hannöverſchen Eigenthümlichkeiten preisgegeben: er führte 
dann aus, daß man die deutſchen Gefangenen bei den römiſchen Triumphen 

ezwungen habe, die Siegestrophäen zu tragen, daß ſich aber die Nieder⸗ 
fen m freiwillig geftellt hätten; erſt mir ſei es vorbehalten geweſen, 

eiwillig zum Bannerträger der Trophäen mich herzugeben. Ich weiß nicht, 
daß ich durch meine Aeußerungen dem Abg. Windthorſt Gelegenheit gegeben 
babe, mich derartig perſönlich anzugreifen. Wenn er dann ſpeckell an die 
ſächſiſche und niederſächſiſche Zähigkeit des Charakters erinnerte, welche beſſer 
am Vaterlande feſthielt, jo muß ich ſagen, ich habe meinen niedexſächſiſchen 
Nacken noch unter kein Joch gebeugt, auch nicht unter das Roms (Bewegung 
im Centrum). Wenn es aber fein ſollte, fo ſpanne ich mich lieber an einen 
e Siegeswagen, als, wie es die geijtigen Epigonen unſerer 

heinbündler noch thun oder thun möchten, vor den Kampfeswagen Frank⸗ 


reichs. (Große Unruhe im Centrum.) 


Damit ſchließt die Generaldiscuſſion. 
Zur perſönlichen Bemerkung erhält das Wort der Abg. Windthorſt 
Meppen). Der Abg. Götting hat einige 24 Stunden gebraucht, um eine 
iderung auf meine Rede bei der erſten Berathung zu geben. Was ich 
geſagt habe, iſt vollſtändig von mir begründet. Wenn er meint, daß ich 
mich unter ein gewiſſes Joch gebeugt habe, dann irrt er ſehr. Ich ſtehe da, 
boo ich ſtehe, nicht gebeugt, ſondern aus voller reiner Ueberzeugung, voll⸗ 
mmen frei und bewußt, daß ich nur in Freiheit das bekenne, was ich aus⸗ 


ſpreche. Wenn aber der Vorredner vom Ziehen am ein He Wagen 


ſpricht, ſo erkläre ich das für eine Denunciation, die t 


im Hauſe für un⸗ 
Bi gehalten hätte. 


Ich proteſtire dagegen und fordere den Herrn auf, 


10 zu Winter wo und wie ich oder meine Freunde irgend wie an einem 
un agen zögen. Solche Beſchuldigungen find abſcheulich! (Beifall im 


m. 
die Präsident von Bennig ſen: Ich muß bemerken, daß ich in der That 
Hans eußerung des Abg. Götting nicht ganz deutlich ihrem Sinne nach ber: 

yet habe. Ich möchte denſelben bitten, das Geſagte näher zu erläutern. 
über bg. Götting: Ich weiß nicht, wie der Abg. Windthorſt das, was ich 
tippen Sinn meiner vorigen Aeußerungen, die ihn zu fo ſchweren Ans 
ich ba gegen meine Perſon veranlaßt haben, geſagt habe, perſönlich auf 
leben kann, als ob ich ihn beſchuldigte, daß er ſich vor den franzöſi⸗ 
piuegeswagen ſpanne. Ich habe früher vom deutſchen Standpunkte 
Windth Verhältniſſe von 1866 beurtheilt. Deshalb hat mich der Abg. 

„ori zum Bannerträger beliebiger Siegestrophäͤen gemacht und hat 

Chareffen, daß ich ſelbſt meine landſchaftliche Eigenthümlichkeit des 
arakters vollſtändig aufgegeben habe, er hat mich dem Kreiſe, der 
chten w. orte zu hören pflegt, denuncirt als einen Mann, auf deſſen An⸗ 
ur nig zu geben ſei, weil er keinen rechten Charakter und Gemüth 
Geſagte fein ae Vaterland. Ich habe dagegen alles von mir früher 
n Sinifre t erhalten und gejagt, daß ich ein Spannen vor den preußi⸗ 

N geswagen, wenn überhaupt ſolches von mir verlangt würde, dem 


Spannen vor den franzöfiihen Kampfwagen vorziehe. Wir wiſſen, daß bei 
uns ſeit den Ereigniſſen von 1866 ein Theil — allerdings kein großer — 
des deutſchen Vaterlandes in rheinbündleriſche Gelüſte verfallen iſt (Rufe 
im Centrum: Dbo!), wie die ſüddeutſche Preſſe uns ſtets gezeigt hat. (Hört! 
Hört!) Es iſt wiederholt in ſüddeutſchen Blättern geäußert, daß man die 
Niederlage im Kampfe mit Frankreich wünſche (Widerſpruch im Centrum). 
Allerdings nur in einzelnen baieriſchen Blättern, aber geſchehen iſt es und 
darin kann doch nichts Verletzendes für den Abg. Windhorſt liegen, wenn 
ich dieſes Factum hier ausſpreche. 

Präſident von Bennigſen: Die Richtigkeit der Aeußerung des Abg. 
Götting von vorhin und jetzt habe ich nicht zu unterſuchen. Das muß ich 
aber allerdings ausſprechen: wenn ich dieſelhe ſo hätte auffaſſen ſollen, daß 
ſie irgend welche Beziehung zu einem Mitgliede dieſes Hauſes, ſpeciell zum 
Abg. Windthorſt hätte haben ſollen, dann würde ich ſie nicht als parlamen⸗ 
tariſch richtig haben eat laſſen. 

Abg. Windthorſt (Meppen): Wenn der Abg. Götting überhaupt 
etwas ſprechen wollte, was Sinn bat (Oho! links) — und das ſetze ich 
voraus — dann mußte ſeine Aeußerung als gegen mich gerichtet angeſehen 
werden. Wenn er da von geiſtigen Epigonen des Rheinbundes ꝛc. ſprach, 
ſo konnte ich das nur auf mich und meine Freunde beziehen. Ich will 
übrigens, da er es ſelbſt für nöthig gefunden hat, ausweichende nichtsſagende 
Erörterungen eintreten zu laſſen, auf die Sache augenblicklich nicht weiter 
eingehen, bitte aber den Herrn Präfiventen, ſich das Stenogramm des Abg. 
Götting vorlegen zu laſſen und dann zu jagen, ob nicht doch etwas mehr 
als eine Bemerkung nothwendig iſt, damit die Angelegenheit von ihm par⸗ 
lamentariſch behandelt werde. 

Präſident v. Bennigſen: Herr Abg. Windthorft! Ich möchte annehmen, 
daß die Sache jetzt erledigt iſt, nachdem ich die Worte ſo aufgefaßt habe, 
wie der Abg. Götting ſie erläutert hat. Ich möchte überhaupt bitten, daß 
Sie mir doch das Amt des Vorſitzenden nicht zu ſehr erſchweren. (Sehr 
wahr!) Es iſt ja ſehr ſchwer bei den großen Gegenſaͤtzen, wie fie hier im 
Hauſe ſind, und bei den verſchiedenen Vorlagen nothwendig zur Erſcheinung 
kommen müſſen, alles Verletzende zu vermeiden; aber wenn in der Art und 
Weiſe, wie das verſchiedentlich geſchehen iſt, perſönliche Angriffe von der 
einen oder anderen Seite vorkommen, wo ich jeden Augenblick prüfen muß, 
ob die parlamentariſche Grenze innegehalten iſt. oder ob es zulaſſig iſt, daß 
der Präſident einſchreitet, dann wird die Leitung der Verhandlung und die 
Verhandlung ſelbſt aufs Aeußerſte erſchwert, und ich möchte bitten, daß von 
allen Seiten an dieſes Vorgehen wenigſtens die Abſicht geknüpft wird, nicht 
unnöthig zu verletzen. (Beifall) 

Abg. Windthorſt (Meppen) zur Geſchäftsordnung: Ich finde die Er⸗ 
mahnungen des Herrn Präſidenten vollſtändig in der Ordnung, aber ich 
denke, daß mir das Recht zuſteht, zu bemerken, daß ich keinerlei Veranlaſſung 
in dieſem Augenblick dazu gegeben habe. 

Präſident v. Bennigſen: Ich habe ausdrücklich vermieden, einzelne 
Perſonen zu nennen, ich habe von den Verhandlungen heute und bei der 
bade ic Leſung geſprochen und daran meinen Wunſch geknüpft. Weiteres 

abe ich nicht gethan. : 

Abg. Dr. Lasker (zur Geſchäftsordnung): Ich geſtatte mir zu bemerken, 
daß die neuliche Kritik des Abg. Windthorſt gegen den Abg. Götting auf 
dieſer (linken) Seite des Hauſes den allgemeinſten und, wie ich glaube, be⸗ 
rechtigtſten Unwillen hervorgerufen hat. (Sehr wahr! links.) 

Der Geſetzentwurf wird hierauf in ſeinen einzelnen Paragraphen und 
dann im Ganzen mit großer Majorität angenommen. 5 
. N: folgt die Fortſetzung der Berathung des Etats des Miniſteriums 

es Innern. 

Zu Titel 2 Cap. 89 der dauernden Ausgaben befürwortet Abg. Naſſe 
Namens der Budgetcommiſſion den Antrag, die in dieſen Etatstiteln ent⸗ 
haltene Erhöhung des Gehaltes der Unterſtaatsſecretäre von 15,000 auf 
20,000 Mark nicht zu bewilligen und demgemäß das Gehalt der Unter, 
ſtaatsſecretäre auf je 15,000 Mark feſtzuſetzen. Die Regierung habe die 
Erhöhung motivirt durch den Hinweis auf die gleiche Gehalshöhe der Unter⸗ 
ſtaatsſecretäre des Deutſchen Reiches. Dieſe Motivirung konnte aber für den 
preußiſchen Staat in keiner Weiſe inte ane ſein; denn das Reich fühlte 
gerade die Nothwendigkeit, ſeine Unterſtaatsſecretäre beſſer zu ſtellen als 
die Einzelſtaaten und namentlich als Preußen. Dieſe Abſicht des Reiches, 
ein dite e in dem Gehalt dieſer Beamten im Reiche und in den Ein⸗ 
zelſtaaten eintreten zu laſſen, würde durch die hier geforderte Erhöhung illu⸗ 
ſoriſch gemacht werden, wenn nicht etwa das Reich nun wiederum eine er⸗ 
neute Erhohung eintreten laſſen wollte. Aus dieſem Grunde habe die Budget⸗ 
commiſſion einſtimmig die Abſetzung der Erhoͤhung beſchloſſen. 

Abg. v. Saucken (Tarputſchen) hebt hervor, daß die im Etat unter 
dieſem Titel angegebene Stelle eines Unterſtaats⸗Secretärs mit 20,000 M. 
Gehalt in Wirklichkeit gar nicht exiſtire, ohne daß doch in den Bemerkungen 
zum Etat dieſe Summe als erſpart angegeben werde. Auf eine Anfrage 
in der Budget⸗Commiſſion wurde von der Regierung die Antwort ertheilt, 
daß dies Gehalt zu Remunerationen verwendet würde. Es habe dieſe An⸗ 

abe allgemein ein peinliches Erſtaunen erregt und er beantrage daher, das 
Gehalt für dieſe nicht exiſtirende Stelle im Etat abzuſetzen. 

Abg. Lipke erklärt ſich bereit, nach dem don der Commiſſion beantrag⸗ 
ten Abſtrich in den Gehältern der Unterſtaats⸗Secretäre die Stelle zu bewil⸗ 
Jam, 1 — die Regierung erklärt, das Gehalt eventuell als erſpart im Etat 
aufzuführen. 

Miniſter des Innern Graf zu Eulenburg: In den preußiſchen 
Miniſterien exiſtiren entweder Unterſtaats⸗Secretäre oder Directoren, oder 
beide gleichzeitig. Beide bilden eine ganz notbwendige Mittelſtufe zwiſchen 
den d ennſter un Räthen und dem Miniſter inſofern, als es keinem preußi⸗ 
ſchen Miniſter möglich iſt, die Superreviſion der Sachen in ihrem Eingange 
und Ausgange im Ganzen vorzunehmen. Der Miniſter kann nur dasje⸗ 
nige Material prüfen und verfolgen, was von beſonderem Intereſſe für ihn 
und die Staatsverwaltung iſt. Durch die Streichung der Unterſtaatsſecretär⸗ 
ſtelle würden Sie mir dieſe Vermittelung unmöglich machen, da ich Diree⸗ 
torenſtellen nicht habe. Ich habe bisher einzelne Räthe meines Reſſorts 
mit den Geſchaften der Directoren beauftragt und ſie dafür remunerirt aus 
dem Gehalt der nicht beſetzten Unterſtaats⸗Secretärſtelle. Daß die Stelle 
bisher unbeſetzt blieb, liegt einfach an der Schwierigkeit, für dieſen Poſten 
Beamte zu gewinnen. Denn dieſer Poſten iſt vielleicht der ſchwierigſte und 
penibelſte des ganzen preußiſchen höheren Beamtenthums, da er einerſeits 
eine ſehr große Verantwortlichkeit trägt für ſeine Geſchäfte, dagegen anderer⸗ 
ſeits ganz und gar keine perſönliche Einwirkung auf die leitenden Entſchlüſſe 
beſitzt. Jahre lang bin ich bemüht geweſen, eine geeignete Perſönlichkeit für 
dieſe Stelle zu finden; ich habe ſie erſt finden können, als davon die Rede 
war, das Gehalt dafür um 5000 Mark zu erhöhen. Seitdem nun dieſe Er⸗ 
höhung vom Hauſe abzulehnen beantragt iſt, habe ich auch dieſen Aſpiranten 
wieder verloren. 

8 Virchow: Schon allein aus dem Umſtande, daß Jahre lang eine 
ſolche Stellung im Miniſterium des Innern ebenſo, wie im Handelsmini⸗ 
ſterium unbeſetzt geblieben iſt, folgt, daß dieſe Stellen für die Miniſterien 
kein nothwendiges Bedürfniß find. Die Einrichtung der Unterftaatsjecretäre 
iſt bekanntlich aus England zu uns herüber gekommen. Dort hat der Unter⸗ 
ſtaatsſecretär eigentlich die Stellung des Miniſters, des ſtändigen leitenden 
Verwaltungsbeamten neben dem wechſelnden parlamentariſchen und politi⸗ 
ſchen Staatsminiſter. Wenn wir parlamentariſche Miniſter hätten, bei denen 
die Möglichkeit vorhanden wäre, fie von Zeit zu Zeit los zu werden (Heiter: 
keit), ſo würde ich auch geneigt ſein, eine ſolche ſtändige adminiſtrative Poſi⸗ 
tion zu bewilligen, gegenüber der Ständigkeit der Miniſter aber kann ich 
ein Bedürfniß für dieſe Stelle nicht anerkennen und werde daher für Ab: 
ſetzung der Poſition ſtimmen. f 

Handelsminiſter Achenbach: Ich meine doch nicht, daß das Amt des 
Miniſters als ſo dauernd angeſehen werden kann, Ausnahmen kommen ja 
vor, daß es nicht höchſt nothwendig erſchiene, eine ſtändige Perſönlichkeit in 
der Leitung der Verwaltung zu haben. Was mein Reſſort betrifft, ſo hebe 
ich nur hervor, daß die Geſchäfte des Handelsminiſteriums ſeit 1867 ſich 
um ein volles Drittel vermehrt haben. Ich gehe gegenwärtig mit der Abſicht 
um, dieſe Unterſtaatsſecretärſtelle in meinem Reſſort definitiv zu beſetzen und 


ich kann das Haus nur dringend bitten, nicht durch Annahme der hier ge⸗ 
ſtellten Anträge die Verwaltung zu erſchweren. 

Abg. Graf Limburg (Stirum) bittet gleichfalls ſowohl den Antrag der 
Budget⸗Commiſſion wie den des Abgeordneten von Saucken abzulehnen; 
durch den letzteren werde es dem Miniſter des Innern Ai unmöglich 
gemacht, die Verwaltung weiter zu führen, da er keine Mittel haben würde, 
die unumgänglich nothwendigen Directorialarbeiten berzuſtellen, 

Abg. Windthorſt (Meppen) bittet das Haus den Antrag Saucken auf 
Abſetzung des Unterſtaatsſecretärgehalts anzunehmen, da es durchaus un⸗ 
gerechtfertigt ſei, für eine Stelle Geld zu bewilligen, die ſeit langen Jahren 
unbejegt ſei und völlig in der Luft ſchwebe. 

Abg. Lasker: Ich muß es für einen äußerſt unbefriedigenden 1 
erklären, daß unſere höchſteu Staatsbehörden nicht durch Geſetz, ſondern 
lediglich durch den Etat organiſirt ſind. Namentlich beim Miniſterium iſt 
es nothwendig, daß man die Perſonen kenne, welche an der politiſchen Ver⸗ 
tretung Theil nehmen. Mir gefällt der Zuſtand durchaus nicht, wie er bis 
jetzt im Miniſterium des Innern obgewaltet hat. Ich bin ein Anhänger 
der Unterſtaatsſecretäre für alle Miniſterien, weil ich es für einen politiſchen 
Schaden halte, wenn unſere Miniſter gedrängt werden, ihre eigenen Vureau⸗ 
beamten zu ſein und mit Arbeiten ſich aufzuzehren, die neben einer großen 
Leitung der Landesangelegenheiten nicht moglich find. (Sehr richtig!) Nun 
führt uns aber der Miniſter des Innern jährlich den Poſten eines Unter⸗ 
ſtaatsſecretärs im Etat war und macht dieſen zu einer vollig myſtiſchen 
Perſon. Man könnte eben ſo gut wie von einem „ausgeſtopften Hauptmann“ 
von einem „ausgeſtopften Unterſtaatsſecretär“ ſprechen (Heiterkeit); er er 
ſcheint jährlich wieder, und wenn wir fragen, wozu er nothwendig iſt, ſo 
hören wir, daß nicht ſeine Perſon genannt iſt, ſondern ſein Gehalt. (Sehr 
wahr!) Er hat uns auch keineswegs den ganzen Grund geſagt, weshalb er 
bisher ohne Unterſtaatsſecretär ausgekommen iſt und ich will dem Hauſe die 
Ergänzung zu feinen Gründen mittheilen. Dieſelbe liegt in der Eigenthüm⸗ 
lichkeit, daß man bis in die höchſten Stellen hinauf perſönliche und bureau⸗ 
kratiſche Rückſichten walten läßt. 

Wenn ſich der Miniſter dazu entſchließen könnte, einen tüchtigen, jünge⸗ 
ren Mann, der noch nicht ſo weit aufgerückt iſt, in die rechte Stelle zu brin⸗ 
gen, dann würde er Unteritaatsjecretaire in Maſſe bekommen, ſo aber iſt 
immer die Frage: wie viel Dienſtjahre hat der Mann? wie lange iſt er be⸗ 
reits Ober⸗Regierungs⸗Rath? und welche Orden hat er bereits bekommen? 
(Sehr wahr!) Alles Dinge, die rein äußerlicher, decorativer Natur ſind 
und mit den Landesgeſchäften nicht das Mindeſte zu thun haben. Mit 
ſolcher bureaukratiſch abgelebten Methode kann man allerdings einen großen 
Staat nicht regieren. Das iſt der Grund, weshalb dieſer Poſten ſo lange 
unbeſetzt geblieben iſt. Nun habe ich allerdings nicht den Wunſch, einem 
berechtigten Anſpruch des Miniſters des Innern entgegenzutreten. Ich habe 
nichts dagegen, daß eine gewiſſe Remuneration für die nothwendigen Direc⸗ 
torialgeſchäfte gewährt werde. Dazu brauchen aber nicht 15,000 Mark ver⸗ 
wendet zu werden. Um daher Vorſorge zu treffen, durch welche die Be⸗ 
willigung auf das richtige Maß zurückgeführt wird und zugleich eine Bud⸗ 
getfrage, wie es die vorliegende iſt, in unſerem Sinne zur Erledigung zu 
bringen, ſtelle ich den Antrag, dem Titel folgende Bemerkung hinzuzufügen: 
„Aus dem Gehalte des Unterſtaatsſecretairs können 3000 Mark zur Remu⸗ 
neration an zwei mit den Directorial⸗Geſchäften betraute Räthe bewilligt 
werden.“ Dadurch bekommen wir eine klare Poſition und wiſſen, daß der 
Miniſter nicht berechtigt iſt, einen Pfennig mehr aus dieſen 15,000 Mark 
zu nehmen, als wir bewilligt haben, und wir machen zugleich dem Mißbrauch, 
der bisher mit der figurativen Stellung des Unterſtaatsſecretairs getrieben 
iſt, ein Ende. 

Abg. v. Meper (Arnswalde): Ich bin der Anſicht, daß die Nothwendig⸗ 
keit der Staatsſecretäre von den Miniſtern nachgewieſen worden iſt. 
ſtimme auch für die Erhöhung des Gehalts, weil ich mich überzeugt habe, 
daß gerade die höheren Beamten am ſchlechteſten beſoldet ſind im Verhältniß 
zu den übrigen. Selbſt beim Miniſter fiſt ſeit Jahren keine Gehaltsauf⸗ 
beſſerung gemacht worden, ſo daß ich nicht weiß, wie ein Miniſter miteinem ſolchen 
Gehalt auskommen kann. Aus ökonomiſchen Rückſichten wird der Miniſter 
jedenfalls nicht ſo lange auf ſeinem Poſten bleiben, wie neulich angedeutet 
wurde. Ich kann nur glauben, daß dies lediglich wegen der angenehmen 
Beziehungen zu dem Parlament geſchieht. (Seiterteit) Eine Erhöhung des 
Gehalts für die Staatsſecretäre in Preußen ſcheint mir alſo dringend 
geboten; was man draußen im Reiche darüber denkt, halte ich 
für völlig gleichgiltig (Heiterkeit) . Was den Antrag Lasker anbetrifft, ja 
ſtimme ich gegen denſelben, eventuell bitte ich, ihn an die Budgetcommiſſion 
zu perweiſen. 

Miniſter Graf zu Eulenburg: Ich kann erklären, daß ich mit dem 
Antrage Lasker einverſtanden bin. 

Unmittelbar vor der Entſcheidung über die verſchiedenen Anträge bean⸗ 
tragt Abg. Richter (Hagen), über den Antrag Lasker namentlich abzu⸗ 


ſtimmen. Abg. Lasker beſtreitet die Zuläſſigkeit eines ſolchen Antrages nach 


dem Schluſſe der Debatte. Es knüpt ſich hieran eine lange Geſchäftsord⸗ 
nungs⸗Debatte, die damit endet, daß Abg. Windthorſt über ſämmtliche 
Anträge namentlich abzuſtimmen beantragt. Der Ausführung dieſes An⸗ 
trages kommt das Haus dadurch zuvor, daß es die ganze Angelegenheit in die 
Budgetcommiſſion zurückverweiſt. 1 

Die Cap. 90 und 91 enthalten die Ausgaben für das ſtatiſtiſche Bureau 
und das meteorologiſche Inſtitut. . 

Abg. Schmidt (Stettin): Das Abgeordnetenhaus hat beute 3 Mit⸗ 
glieder für die ſtatiſtiſche Centralcommiſſion gewählt und iſt letzterer nach 
einem Exlaſſe die Aufgabe füberwiefen, ein einheitliches Zuſammenwirken 
ſämmtlicher Zweige der Staatsverwaltung dahin zu vermitteln, daß auf allen 
der Statiſtik zugänglichen Gebieten ſowohl für das Bedürfniß der Gefek- 
gebung, der Verwaltung und des öffentlichen Lebens als auch mit Rückſicht 
auf die Anforderungen der Wiſſenſchaft hinſichtlich der Grundlagen, der 
Ausdehnung und der Art der ſtatiſtiſchen Erhebungen nach gleichmäßigen 
Grundſätzen methodiſch und planmäßig verfahren, die Ausführung und Zu⸗ 
verläſſigkeit der Erhebungen ſichergeſtellt, die Verarbeitung, ſowie die Ver⸗ 
werthung der gewonnenen Ergebniſſe in zweckentſprechender Weiſe bewirkt 
werde. Allgemeine und periodiſche Erhebungen der vorgedachten Art ſollen 
ferner ohne vorgängige Anhörung dieſer Commiſſion weder von den Central⸗ 
noch von den Provinzialbehörden mit Ausnahme einiger Detailerhebungen 
veranlaßt werden. iernach hat die Centralcommiſſion eine wichtige Stel⸗ 


lung; die ihr angehörigen Mitglieder des Herren⸗ und Abgeordnetenhauſes 5 


können einen wichtigen Einfluß ausüben, wie ſolcher im Intereſſe der Wiſſen⸗ 
ſchaft und Verwaltung nothwendig erſcheint. Um ſo bedauerlicher iſt es, 
daß die ſtatiſtiſche Centralcommiſſion weder im vorigen noch in dieſem Jahre 
zu einer Sitzun 


Abtheilung zur Bearbeitung der Schulſtatiſtik aus und könnte die Central⸗ 


Commiſſton für eine fo wichtige Arbeit ihren Rath ſehr wohl ertheilen und 
Der Vorſitzende ſoll die Commiſſion zu regelmäßigen 


Vorſchläge machen. 1 
und nöthigenfalls außerordentlichen Sitzungen zuſammenberufen, wenn aber 
die ſtatiſtiſche Centralcommiſſion weder zu einer regelmäßigen noch zu einer 
außerordentlichen Sitzung zuſammengetreten it — jo würde es ſich empfeh⸗ 
len, wenn der Herr Miniſter des Innern durch ſeine Commiſſare oder die 
der Commiſſion angehörigen Mitglieder des hoben Hauſes dafür eintreten 
möchte, daß letztere nicht einſchlieſe und kein Scheindaſein friſtete. 

Die Publicationen des ſtatiſtiſchen Bureaus aben einen guten Fortgang 
genommen; — ſo iſt kürzlich zum vierten Male das ſtatiſtiſche Jahrbuch 
erſchienen, das in vielen Exemplaren auch den Mitgliedern des hohen Hauſes 


koſtenfrei zugegangen iſt. Daſſelbe hat einen reichen Inhalt, der ebenſo⸗ 


wohl für die Geſetzgebung, wie für die Verwaltung wichtig iſt, es it nur 
bedauerlich, daß die ſtatiſtiſchen Veröffentlichungen noch nicht die Anerken⸗ 


nung und Verbreitung finden, welche ſie verdienen. Das ſtatiſtiſche Se⸗ 
minar iſt gut beſucht und ziehen ſeine Vorleſungen auch zahlreiche Herren 
Das meteorologiſche Inſtitut hat keinen ine 
neren Zuſammenhang mit dem ſtatiſtiſchen Bureau und würde lein Wider⸗ 

ſpruch erfolgen, wenn daſſelbe dem Miniſterium des Unterrichts zuge⸗ 
wieſen und mit der Sonnenwarte, dem aſtrophyſikaliſchen Inſtitute in Pots⸗ 


aus dem Auslande an. 


dam vereinigt würde. Vor dieſer Vereinigung müßten aber die Ausgaben 


IT 


zuſammenberufen wurde, obwohl es an Berathungsgegens f 
ſtänden nicht gefehlt hätte. Im ſtatiſtiſchen Büreau bildet jich eine beſondere 2 


en zns- 


8 
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R 1 
Seihähte der ſtatiſtiſchen Central⸗Commiſſion iſt an das Reich übergegangen, 


In B 
nung des Abg. Schmid“ vollſtändig einverſtanden; es wird ja daſſelbe auch 
vom Auslande als vines der erſten, wenn nicht als das erſte bezeichnet. 
Was die Verbindung des meteorologiſchen Inſtituts mit dem ſtatiſtiſchen 
Bureau anbetrifft, fo erkennt die Staatsregierung an, daß dieſelbe nicht in 
der Natur der Sache begründet iſt, ſondern nur auf der hiſteriſchen Ent⸗ 
wickelung beruht. Die Regierung hat deshalb auch ſchon einleitende Schritte 
zur Aufläſung dieſer Verbindung gethan und die nöthigen Verhandlungen 
angelnüpft, ſowie die erforderlichen Gutachten, insbeſondere vom Profeſſor 
Karſten in Kiel, eingefordert. Die Abſicht iſt, das Inſtitut als Mittelpunkt 
der meteorologiſchen Beobachtungen in Deutſchland zu erweitern und ihm 
auch die erdmagnetiſchen Beobachtungen zuzutheilen, vielleicht daſſelbe in 
Verbindung mit der deutſchen Geewarte zu bringen. 75 

Abg. Windthorſt (Meppen) tadelt, daß die Unterbeamten des ſtatiſti⸗ 
ſchen Bureaus nicht wie bei anderen Behörden in verſchiedenen Rangklaſſen 
rangiren, damit ihnen die Möglichkeit geboten werde, in eine beſſer dotirte 

Stelle aufzurücken, und wünſcht eine Aenderung im nächſten Etat. F 

Abg. Schmidt (Stettin) iſt mit dem Vorredner einverſtanden und fügt 
noch hinzu, daß auch die Hilfsbeamten bei der Aufſtellung des nächſten Etats, 
mit Wohnungsgeldzuſchüſſen auch die Hilfsarbeiter des ſtatiſtiſchen Büreaus 
bedacht werden mögen. b . 

Geh. Rath Herrfurth führt aus, daß eine Eintheilung der Unterbeamten 
des ſtatiſtiſchen Büreaus in verſchiedene Rangklaſſen wegen der eigenthümlichen 
Beſchäftigung derſelben nicht thunlich ſei, daß aber das Durſchniusgehalt 
derſelben zu ihrem Vortheil normirt ſei. Den Hilfsarbeitern könnten ſo 
lange keine Wohnungsgeldzuſchüffe gewährt werden, als ihre Stellen nicht 
zu etatmäßigen umgewandelt ſeien. 

Die Kapitel 90 und 91 werden genehmigt. 

Zu dem Etat des Oberverwaltungsgerichts beantragt Abg. Gneiſt 
zwei neue Rathsſtellen, indem er darauf hinweilt, daß ſich bei Aufitellung 
des Etats eine derartige Arbeitsvermehrung noch nicht habe überſehen laſſen, 
wie ſie thatſächlich in den beiden letzten Monaten ſtattgefunden und welche 
im gegenwärtigen Monate das Doppelte erreiche von dem, was im Herbſt 
des vorigen Jahres zu erledigen war. Jene Vermehrung ſei nicht eine zu⸗ 
fällige, ſondern werde ſtetig weiter gehen, und beſonders in der nächſten Zeit 
ſei die Maſſenvermehrung zu erwarten, welche der Competenzgerichtshof ber: 
anlafien würde. Hierbei ſei aber beſonders noch zu berückſichtigen, daß vom 
Oberverwaltungsgericht keine Hilfsarbeiter angeſtellt werden dürften, da es 
demſelben ja von vornherein bei ſeiner Conſtituirung zur Bedingung gemacht 
worden, daß es nur aus ordentlichen etatsmäßigen Richtern beſtehe. Somit 
werde eine unlösbare Schwierigkeit entſtehen, wenn nicht eine Vermehrung 
der Rathsſtellen einträte. 

6 Regierungs⸗Commiſſar Geheimrath Herrfurth erkennt die augen⸗ 

blickliche Arbeitsüberhäufung an, doch ſei dieſelbe nicht ſo groß, daß eine 

Vermehrung der Stellen abſolut nothwendig wäre. Wenn das Haus jedoch 

in ſeiner N den Wunſch habe, jo wolle er nicht widerſprechen. 

Abg. v. Meyer (Arnswalde) erklärt ſich gegen den Antrag. Man über⸗ 
ſchätze gewöhnlich die Arbeitslaſt neugeſchaffener Inſtitute, wie er das bei 
den Kreisvertretungen erlebt habe. Die Landräthe ſeien auch mit Arbeit 
überhäuft, aber man würde fie ſehr anſehen, wenn ſie neue Hilfskräfte for⸗ 

dern würden. 5 

Abg. Dr. Lasker: Wenn wir uns bei den anderen Budgetpoſten ab⸗ 
mühen, eine Möglichkeit zur Streichung oder Erniedrigung zu finden, und 
wenn wir dabei den Pfennig gleichſam als Thaler anſehen, ſo iſt hier 

f gerade der Ort, wo wir den Thaler als Pfennig anſehen müſſen. Wir 

1 können uns unmöglich der Gefahr ausſetzen, daß die Geſchäfte des oberſten 
Gerichtshofes in Rückſtand bleihen, Derſelbe iſt von einer ſolchen Wichtig⸗ 

keit und ſo der Schlußſtein unſerer ganzen Selbſtverwaltungsreform, daß 

4 von der Regierung wirklich Muth dazu gehört, eine Vermehrung der Arbeits: 

. kräfte abzuweiſen. Wenn der Abg. Meyer auf die Landräthe exemplificirt, 

1 

b 


he — 
* 


To gebe ich ja ſehr gern zu, daß dieſelben häufig mit Arbeiten überlaſtet 
find, aber es it, doch ein großer Unterſchied zwiſchen ihnen und dem höchſten 
Verwaltungsgerichtshof. Die ſcheinbar geringe Zahl der von dem letzteren 
erledigten Sachen beweiſt gar nichts, denn ſeine Arbeiten gehören zu den 
allerſchwierigſten und ich will lieber fünf juriſtiſche Erkenntniſſe machen als 
eine Entſcheidung in Sachen treffen, wie ſie dieſem Gerichtshofe vorliegen. 
Ich bin ſogar überzeugt, daß wir im October eine weitere Vermehrung der 
Natbsſtellen vornehmen müſſen und ſpäter mehrere Senate und mehrere 
Präſidenten haben werden. Um die Abſtufung der Gehälter genau zu 
regeln beantrage ich, dem Poſten „5 Räthe mit 7,500 Mark bis 9,900 Mark“ 
den Zuſatz zu geben: „in Abjtufungen von 600 Mark“. 

Abg. d. Benda erſucht die Regierung, ſich ſtrikte mit dem Antrage 
einverſtanden zu erklären, da es Uſus in der Budgetcommiſſion ſei, keine 
155 8 zu machen, der die Regierung nicht ſelber zuge— 

immt habe. 

Abg. v. Heyden iſt der Anſicht, daß bei der Wichtigkeit der Angelegen⸗ 
beit die Commiſſion wohl diesmal eine Ausnahme von ihrer bisherigen 
Praxis machen müſſe. 

Abg. Windthorſt (Meppen) erklärt, daß er gegen die neuen Raths⸗ 
ſtellen ſtimmen werde, weil den weſtlichen Provinzen, dieſen Heloten des 
preußiſchen Staates (Obo!), die Wohlthat der Selbſwerwaltüung bisber noch 
nicht zu Theil geworden. Uebrigens habe der Verwaltungsgerichtshof ſelbſt 
noch nicht einmal eine Beſchwerde bei der Regierung eingereicht. 

Abg. Dr. Gneiſt betont, daß die Klage der Geſchäftsüberhäufung von 
ſämmtlichen Mitgliedern des Gerichtshofes getheilt werde, und daß die Be⸗ 
ſchwerde ſchon auf dem Wege zum Miniſterium ſei. 

Abg. Dr. Miquel: Ich muß mich darüber beklagen, daß trotz der 
großen Zahl der neu geſchaffenen Beamtenkategorien die alten Beamten 
nicht verſchwinden. Wir haben jetzt die Selbſtverwaltungsbehörden geſchaffen, 
ein Oberberwaltungsgeriht und einen Competenzgerichtshof eingerichtet, aber 
trotzdem iſt eine Verminderung der Staatsbeamten nicht zu bemerken. Es 
iſt nun allerdings richtig, daß man von vornherein nicht die Verhaltniſſe 
überſehen und daß eine größere Energie dazu gehört, alte Beamtenſtellen 
abzuſchaffen, als neue einzurichten, aber wir würden dem Lande einen 
ſchlechten Dienſt erweiſen, wenn wir ſtatt Erleichterung eine fortwährende 
Vermehrung der Beamten eintreten laſſen. Ich möchte deshalb die Regie⸗ 
rung erſuchen, eine Denkſchrift dem Haufe, zugehen zu laſſen, welches die 
Veränderungen des Miniſterialbeamtenperſonals ſeit Schaffung der Selbſt⸗ 
verwaltungsbehörden darſtellt. 1 

Abg. v. Benda erklärt, daß eine Ueberſicht bereits der Budgeteommiſſion 
zugegangen ſei und demnächſt dem Hauſe vorgelegt werden würde. 

Die Titel mit den Anträgen Gneiſt und Lasker werden an die Budget⸗ 
commiſſion verwieſen. 

Die Tit. 4, 5 und 11 des Cap. 92 (Bezirksverwaltungsgerichte) bean⸗ 
tragt Abg. Wachler (Schweidnitz) im Anſchluß an den zu dem Etat der 
allgemeinen Finanzverwaltung bereits gefaßten Beſchluß zur Vorberathung 
an die Budgetcommiſſion zu überweiſen und die weitere Beſchlußfaſſung 
einſtweilen auszuſetzen. 8 

Abg. Weßzki führt aus, daß die nach den Erläuterungen zum Etat für 
das Miniſterium des Innern in Ausſicht genommene Uebertragung der 
Functionen des auf Lebenszeit anzuſtellenden Verwaltungsmitgliedes des 
Bezirlsverwaltungsgerichts zu Marienwerder an den in Danzig anzaitellen 
den Director des daſigen Bezirksverwaltungsgerichts mit Rückſicht auf den 
Geſchaftsumfang dieſer beiden Bezirksverwaltungsgerichte ungeſetzmäßig oder 
wenigſtens unzweckmäßig erſcheint, vielmehr im Hinblicke auf die fort⸗ 
dauernde Zunahme der Geſchäfte dieſer Gerichte die Anſtellung eines lebens⸗ 
länglichen Mitgliedes für jedes derſelben geboten iſt, und beantragt dem⸗ 
gemäß die Etatspoſition abzuändern. 

Regierungscommiſſar Geh. Rath Herrfurtb bekämpft die Aeußerung 
des Vorredners, daß die von der Regierung geplante Maßregel geſetzwidrig 
ſei. Dieſes Bedenken ſei weder in der Gruppe noch von dem Mitgliede des 
Oberverwaltungsgerichts, welches dem Hauſe angehört, getbeilt worden. 


deshalb dem Antrage Wetzli keinen Widerſpruch entgegen. 
5 Darauf werden dieſe Poſitionen der Budgetcommiſſion überwieſen. 
* Zu Titel 6 (Remunerationen für Eng bemerkt Abg. 
Br. Ber r, daß er es tief beklage, daß noch immer den weſtlichen Provinzen 
die Wohlthat der Selbſtverwaltungsgeſetze vorbehalten bleibt, obgleich er 
nicht jo weit wie der Abg. Windthorſt gehe, die Bewohner jener Landes⸗ 
ttheile deshalb als Heloten zu bezeichnen. Redner 
kriſche Ueberſicht über die Anregungen und Interpellationen, welche in Be⸗ 
* zug auf dieſen Gegenſtand an den Minifter feit Jahren geftellt ſeien und 
welche jedesmal eine zuſagende Erklärung von Seiten des Miniſters her⸗ 


unterzogen und im Intereſſe der] Aüsdebnung der Kreisord aun 
Hauſe werde vorgelegt werden. 


Von der Zwedmäßigkeit derſelben ſei die Regierung allerdings nach den] Rechnungen der Oberrechnungskammer für das 


8 auf die weſlichen Provinzen, endlich dem 


Miniſter des Innern Graf zu Eulenburg: Ich hätte es für praktiſcher 
befunden, wenn der Vorredner nicht in dieſer kurzen Seſſion, ſondern 
etwa in einer der folgenden, falls dann der von ihm erwünſchte Geſetzent⸗ 
wurf noch nicht eingebracht wäre, ſeine Anfrage geſtellt hätte. Ich ſtehe 
auch heute noch auf dem Standpunkte, daß die Weſtprovinzen nothwendig 
in den Rahmen der Selbſtverwaltungsgeſetzgebung eingefügt werden müſſen. 
Aber ich muß mir doch die Frage vorlegen, welche Geſetze dem Lande zu: 
nächſt am nöthigſten ſeien und für ſolche halte ich die Städteordnung und 
das Communalſteuergeſetz, neben welchen in einer Seſſion doch für einen 
ſo bedeutenden Geſetzentwurf, wie ihn der Abgeordnete Berger wünſcht, kein 
Raum iſt. Ich halte es auch für angezeigter durch den Norden über Schles⸗ 
wig⸗Holſtein mit der Kreisordnung nach den Weſtprovinzen zu gehen, weil 
man zunächſt dort einen geeigneteren Boden für dieſe Reformen findet. 

Abg. v. Schorlemer⸗Alſt beſtreitet, daß in den Weſtprovinzen ein für 
Reformen weniger geeigneter Boden ſei als in Schleswig⸗Holſtein. Er wolle 
nicht beſtreiten, daß es wichtigere Vorlagen gebe, als die in Rede ſtehende, 
aber es mache einen eigenthümlichen Eindruck, wenn der Miniſter nach ſo 
vielen Zuſagen für die Weſtprovinzen nun erſt Schleswig⸗Holſtein und alles 
vielleicht demnächſt im Norden zu annectirende Land (Heiterkeit) mit der 
Kreisordnung beglücken wolle. Das Haus müſſe nach ſo viel vergeblichen, 
faſt einſtimmigen Reſolutionen in Betreff dieſes Geſetzes die Willensſtärke 
beſitzen, denſelben durch conſtitutionelle Mittel vom Miniſter zu erzwingen, 
ber Fal e das Parlament noch mehr an Achtung verlieren, als dies bisher 
der Fall ſei. ; 

Vicepräſident Graf Bethuſy⸗Huc ſieht ſich veranlaßt, die letzte Aeuße⸗ 
rung als unparlamentariſch zu rügen. 

Abg. Hänel iſt böchſt erfreut über die Ausſicht, daß Schleswig⸗Holſtein 
demnächſt die Kreisordnung erhalten ſolle, obwohl er zugeſtehen müſſe, daß 
die Reſolutionen des Hauſes auch in Bezug auf die Priorität der Weſtpro⸗ 
vinzen ihre Autorität behalten müßten. Jedenfalls ſei aber die Einführung 
der Kreisordnung in Schleswig⸗Holſtein, ſo lange die alte mangelhafte Ge⸗ 
meindeordnung dort beſtehe, nicht möglich. Eine gleichzeitige Einführung 
beider Geſetze iM unumgänglich nöthig. ’ 

Abg. Richter (Hagen) bemerkt, es ſei höchſt eigentbümlich, daß der 
Miniſter es als die dringendſte Aufgabe erachte, die Kreisordnung in Schles⸗ 
wig⸗Holſtein, das eigenſte Werk feiner ſtaatsmänniſchen Weisheit, durch eine 
andere zu erſetzen. Der Geſetzentwurf für die weſtlichen Provinzen liege ja 
bekanntermaßen ſeit Jahren fertig im Miniſterium und auch die Debatten 
im Hauſe würden weniger langwierig ſein, wenn der Miniſter ſich ent⸗ 
ſchließen würde, ſeine Geſetzentwürfe mebr im Sinne der Mehrbeit des 
Volkes und des Hauſes auszuarbeiten, als dies bei der Städteordnung und 
namentlich auch beim Communalſteuergeſetz der Fall war, welches nicht ein⸗ 
mal die Landräthe gebilligt hätten. 

Miniſter des Innern Graf zu Eulenburg entgegnet, daß er nur ge⸗ 
ſagt, daß Schleswig⸗Holſtein eben durch ſeine jetzige Kreisordnung den 
geeignetiten Boden für die Einführung der neuen biete. Zu derſelben gebe 
nicht die Mangelhaftigkeit der jetzt dort geltenden Kreisordnung, ſondern 
das Intereſſe der Staats⸗ und Rechtseinheit Veranlaſſung. Den Entwurf 
des Communalſteuergeſetzes hatten von 49 Communalbehörden, denen der⸗ 
ſelbe zur Begutachtung vorgelegt ſei, %, und von 51 königlichen Behörden 
% im Princip gebilligt. 5 

Abg. Berger weiſt nochmals auf die Nothwendigkeit hin, den weſtlichen 
Provinzen die Kreisordnung zu geben, da die jetzt dort berrſchenden Zuſtände 
unerträglich ſeien. So betrage der Grundbeſitz in feinem Wahlkreiſe % pCt. 
der Bevölkerung, und doch habe er durch feine Virilſtimmen % der Sitze in 
den Selbſtwerwaltungsbehörden. Alle Parteien feien in den weſtlichen Bro: 
vinzen in der Ueberzeugung von der Nothwendigkeit der Selbſtoerwaltungs⸗ 
geſetze einig. 

Abg. Windthorſt (Meppen): Ich habe nur meine Genugthuung darüber 
ausdrücken wollen, aus dem Munde des Vorredners conſtatiren zu 58555 
daß über den beklagenswerthen Zuſtand in Bezug auf die Nichteinführung 
der Kreisordnung in den Weſtprovinzen alle Parteien einig find. Aber der 
Vorredner weiß ja, daß Herr von Sybel — und der iſt maßgebend in dieſer 
Sache —, jo lange der Culturkampf dauert, bei dem Reichskanzler die Er⸗ 
laubniß für den Miniſter des Innern, in diefer Richtung vorzugehen, nicht 
beantragt hat. (Heiterkeit) Ich kann daher nur bitten und wünſchen, daß 
wir ſo bald wie 8 den Culturkampf beſeitigen und dem Abg. b. Sybel 
auf dieſe Weiſe die Baſis ſeiner Exiſtenz entziehen. 

Abg. v. Sybel: Da in den Zuſtänden der Rheinprovinz bisher keine 
Veränderung eingetreten iſt, ſo kann ich auch nur bei meiner früheren Auf⸗ 
faſſung beharren. Ich beſtreite durchaus die Thatſache, daß der Wunſch 
nach Einführung einer neuen Kreisordnung in der Rheinprovinz ein ganz 
allgemeiner iſt; der Wunſch iſt nur allgemein in den Kreiſen der Geſin⸗ 
nungsgenoſſen des Centrums. In der Rheinprovinz giebt es aber eine 
große Zahl liberal und national geſinnter Männer, die freilich in der Mi⸗ 
norität ſind, und dieſe liberale Minorität würde, das kann ich Ihnen ver⸗ 
ſichern, die Einführung einer neuen, nicht modificirten Kreisordnung im 
hoͤchſten Grade beklagen. Ich bin der Meinung, daß jede Vermehrung ge: 
wählter Beamten für dieſe liberale Minorität eine vernichtende Calamität 
ſein würde; denn die Minorität erlebt es tagtäglich, was es bedeutet, unter 
dem Drucke eines von einer popularen, organiſirten Gegenpartei geleiteten 
Terrorismus zu ſtehen. (Heiterkeit im Centrum.) Ja, Ihnen, meine Herren, 
kommt das heiter vor; ich verſichere Ihnen aber, daß Ihren liberalen Geg⸗ 
nern die Situation in keiner Weiſe heiter erſcheint, daß trotzdem denſelben 
heute noch durch die königlichen Beamten ihr ſocialer Friede und ihr Eigen⸗ 
thum geſchützt wird (Rufe: Obo!), fie ſich trotzdem auf Schritt und Tritt in 
ihrer ganzen Exiſtenz von Ihren Parteigenoſſen bedroht ſahen. (Widerſpruch.) 
Auch ich ſage: Laſſen Sie uns den Culturkampf beenden; aber dieſe Been⸗ 
digung des Culturkampfes hat kein Anderer in der Hand, als Sie ſelbſt. 
Erkennen Sie die verfaſſungsmäßige Legislative des preußiſchen Staates in 
den Kirchengeſetzen an, dann iſt der Cultu rkampf zu Ende. 

Abg. Miquel: Ich glaube, aus der Mitte meiner politiſchen Freunde 
keinen Widerſpruch zu erfabren, wenn ich erkläre, daß, ſowie der Abg. von 
Sybel ſeinen vereinzelten Standpunkt von früher beibebalten hat, auch die 
große Mebrbeit der nationalliberalen Fraction unausgeſetzt ihren Stand: 
punkt feſthält. Wir halten das Hinausſchieben der Einführung der Kreis⸗ 
ordnung in Weſtfalen und Rheinland durch den Culturkampf in keiner 
Weiſe für motivirt und ſind der Meinung, daß das Geſetz ein dringendes 
Bedürfniß für jene Provinzen iſt. Ich perſönlich halte die Kreisordnung 
ſogar noch für dringender nothwendig, als die Einführung der Städteord⸗ 
nung. Ich weiſe darauf bin, daß die Kteisordnung auch in ſolchen Pro⸗ 
vinzen gilt, in denen ebenſo heftig der Culturkampf gefübrt wird, wie in 
Rheinland und Weſtfalen, ohne daß Unzuträglichkeiten hierdurch in irgend 
einer Weiſe entſtanden ſind. Dieſe Thatſache ſchlägt alle die phantaſievollen 
Beſorgniſſe des Abg. v. Sybel zu Boden. (Sehr wahr!) Von allen Seiten 
wird gewünſcht, daß der Culturkampf aufhören möge. Ich frage Sie, iſt es 
nicht dringend wünſchenswerth, den Streit wenigſtens ſo weit als möglich 
einzuſchränken, und ihn nicht, wie der Abg. v. Sybel will, auf Gebiete aus⸗ 
zudehnen, in welche er gar nicht hineingehört? Werden die Gemütber 
nicht vielmehr verſöhnlicher geſtimmt, wenn wir ſolche Gebiete aufſuchen, 
auf welchen für alle Parteien gemeinſame Intereſſen obwalten? (Sehr 
wahr!) Dies alſo ſcheint mir die richtige Anbahnung zur Löſung des 
Culturlampfes, daß beide Parteien an demjenigen feſthallen, was ihnen 
gemeinſam iſt, daß ſie ſich gegenſeitig achten lernen auf ſolchen gemeinſamen 
Beba) uno dadurch zur gegenſeitigen Verſöhnung beitragen. (Lebhafter 

eifall. 

Tit. 6 wird hierauf bewilligt. 5 

Schluß 4 Uhr. Zur Geſchaftsordnung giebt Abg. Lasker dem Präſi⸗ 
denten zu erwägen, ob bei der Geſchäftslage des Hauſes und dem nahen 
Termin der Reichstagseröffnung nicht die baldige Anordnung von Abend⸗ 
Sitzungen angezeigt wäre. Die Abgg. Windthorſt (Meppen) und Richter 
(Hagen) erklären ſich eniſchieden gegen eine ſolche Zwangsbeſchleunigung der 
Berathungen. Der Präſident bemerkt, vorläufig würde wohl die Anbe⸗ 
raumung der Sitzungen um 10 Ubr genügen, er müſſe ſich jedoch für die 
nächſte Woche und ſpäter vorbehalten, hin und wieder, wie das bisher bei 
Schluß der Seſſion üblich geweſen, eine Abendſitzung anzuordnen. 5 

Nächſte Sitzung: Freitag 10 Uhr. (Tagesordnung: Bericht über die 
Jahr 1875, Berathung des 


neuerdings bekannt gewordenen Thatſachen nicht mehr überzeugt und ſetzt] Gras des Miniſteriums des Innern und der Eiſenbabuverwaltung.) 


6. Sitzung des Herrenhauſes vom 8. Februar. 


if. Ubr. Am Miniſtertiſche, Camphauſen Leonhardt, und mehrere Com⸗ 
miſſarien. 
Erſter Gegenſtand der Tages⸗Ordnung iſt die Berathung des Geſetzent⸗ 


e ener d wurfes wegen Umgeſtaltung der für den Landdroſteidezirk Osna⸗ 
iebt darauf eine hiſto⸗[brück beſtehenden Gebäude⸗Verſicherungs⸗Anſtalt. 
miſſion für Handel und Gewerbe empfiehlt durch ihren Referenten Herrn 
Beyer die Annahme der Vorlage mit einigen redaktionellen Aenderungen; 
1 4 N ng derſelbe bezwecke, die bisher unter Staatsverwaltung ſtehende Anſtalt in 

bporgerufen hätten. Nichksdeſtoweniger ſei bisher nichts geſchehen und er eine landſchaftliche umzuwandeln und den Bedürfniſſen der Zeit gemäß zu ( 
jtelle deshalb nochmals die Anfrage, wann der Geſetzentwurf, betreffend die" reoganijiren: der Provinzial⸗Landtag von Hannover hat ſich mit dem Geſez ſchafllichem Gebiete erkannt hätte und denſelben abzuhelfen oder ihnen ent⸗ 


Die Com⸗ 


vorſchlägen gemäß angenomme 


einberftanden erklärt. — Die Vorlage wird vom Haule ben Co 


n. 1 
Es folgt die Berathung des Geſetz⸗Entwurfs, betreffend die Umzugs⸗ 
koſten der Staatsbeamten. Die Budget⸗Commiſſion des Fe es 
bat den Beſchlüſſen des Abgeordnetenhauſes entgegen die Beamten der 4. 
und 5. Rangklaſſe wieder getrennt; im übrigen den Geſetz⸗Entwurf unver⸗ 
ändert gelaſſen. 7 

Graf zur Lippe verwahrt ſich gegen die Vorwürfe, welche der Juſtiz⸗ 
miniſter im Abgeordnetenhanſe gegen ihn erhoben, indem er die Grund⸗ 
ſätze mißbilligte, welche die frühere ing angewendet habe; es ſei 
nur auf Geſuche geſehen worden. Ibm, dem Redner, ſei gerade eine große 
Perſonalkenntniß der Juſtizbeamten nachgerühmt worden, und er habe die 
böberen, Stellen mit größter Sorgfalt in der Auswahl der Perſonen beſetzt 
und Meldungen für die böchſten Stellen gar nicht angenommen. Der Tadel, 
der ſeine Amtsführung getroffen habe, ſei auch gar nicht darauf gerichtet 
geweſen, ſondern habe mehr eine politiſche Seite gehabt. Seine Aufgabe 
— und im Staatsminiſterium herrſchte in dieſem Punkte Solidarität — 
ſei es geweſen, die Disciplin, die durch viele politiſche Manifeſtationen der 
Beamten gelockert war, wieder zu befeſtigen. Er, der Redner, bedauere es 
im Intereſſe der conſervativen Partei auf das Höchſte, daß beſonders die 
richterlichen Beamten jo vielfach an den Agitationen der Fortsſchrittspartei 
ſich unbeſtraft betheiligen dürften. Außerdem findet es Redner nicht paſſend, 
wenn ein Miniſter die Amtshandlungen und Anſichten ſeines Amtsvor⸗ 
gängers tadele, ohne von demſelben angegriffen zu ſein; denn in einem 
monarchiſchen Staate bedeute das doch, die Krone habe ſich in der Wahl 
des Miniſters geirrt. Redner beantragt dann noch, den vom Abgeordneten⸗ 
hauſe geſtrichenen Paragraphen: „Eine Vergütung für Umzugskoſten findet 
nicht ſtatt, wenn die Verſetzung lediglich Rs den Antrag des Beamten er: 
folgt“, wieder aufzunehmen, ſonſt würde es leicht dazu kommen, daß die 
Herren Richter im Lande herumvagabundiren. 

Juſtizminiſter Dr. Leonhardt erwidert, daß er an die Perſon des Vor⸗ 
redners gar nicht gedacht habe, als er die beregte Aeußerung im Abgeord⸗ 
netenhauſe gethan. Der von ihm getadelte Grundſatz ſei in der Juſtiz⸗ 
perwaltung feſtſtehend geweſen und er ſelbſt habe ihn Jahre lang befolgt, 
bis ihn die praktiſchen Erfahrungen zur Aenderung gebracht hätten. Als 
er das Miniſterium übernahm, wurde nur nach dieſem Meldungsſyſtem 
verfahren; geſchäftliche Einrichtungen für ein anderes Syſtem waren gar 
nicht vorhanden, die habe er erſt ſchaffen müſſen. Das Meldungsſyſtem 
ſchließe ja nicht aus, daß in einzelnen Fällen der Miniſter Meldungen pro⸗ 
vocirt oder einer beſtimmten geeignet ſcheinenden Perſon eine Stelle an⸗ 
bietet. Zur Aenderung des beſtehenden Syſtems ſei er gekommen, als es 
ſich um Beförderungen zum Obertribunal handelte; da habe er gefunden, 
daß ohne jeden ſachlichen Grund gewiſſe Perſonen Jahre lang früher be⸗ 
fördert ſeien als andere; er habe das als eine Folge des Meldungsſyſtems 
angeſehen, an eine perſönliche Begünſtigung habe er nicht gedacht. Es liege 
ihm fern, die Perſon des Grafen zur Lippe anzugreifen, er babe nur die 
Jahre lang befolgten Grundſätze der Juſtizverwaltung im Auge gehabt. 

Profeſſor Dr. Beſeler muß allerdings zugeben, daß der Graf zur Lippe 
ſein Amt ſtreng gewiſſenhaft geführt habe, aber aus ſeiner Rede gehe her⸗ 
vor. daß ſeine Verwaltung keine milde geweſen ſei. Was den Zuſatz⸗ 
Paragraph, betreffend die Verſetzung auf Antrag angehe, jo empfiehlt er 
dringend deſſen Ablehnung; denn die Unabſetzbarkeit und Unverſetzbarkeit 
der Richter, ſei doch nicht deren perſönliches Vorrecht, ſondern ein großes 
ſtaatsrechtliches Prinzip für das Richteramt. Auf eine Verſchmelzung der 
vierten und fünften Rangklaſſe verzichtet der Redner, weil er die finanzielle 
Tragweite derſelben nicht überſehen konne. 

raf zu Eulenburg (Director der Staatsſchulden⸗Verwaltung) erklärt 
ſich gegen die Annahme des vom Grafen zur Lippe wieder aufgenommenen 
Paragraphen; die Wünſche, welche die Beamten dazu brächten, Anträge auf 
Verſetzung zu ſtellen, wie z. B. der Wunſch einer beſſeren Erziehung der 
Kinder, ſeien doch nicht als Delicte anzuſehen, für welche man die Betreffen⸗ 
den durch Entziehung der Umzugskosten beſtrafen müßte. 

Finanzminiſter Camphauſen: Die Staatsregierung iſt der Anſicht, daß 
das in dem Zuſatzparagraphen ausgeſprochene Princip kaum angefochten 
werden kann, wenn man den Paragraphen eben richtig und wohlwollend, 
wie dies die Regierung ſtets gethan, interpretirt. Bei der großen Abgeneigt⸗ 
heit, die man aber im anderen Hauſe gegen dieſen Paragraphen hat, und 
gegenüber der Thatſache, daß der Paragraph dort einſtimmig geſtrichen iſt, 
eniſchließt fi) die Regierung dazu, auf denſelben Verzicht zu leiſten. (Beifall.) 

Das Haus nimmt darauf den Geſetzentwurf (mit Ausnahme der Tren⸗ 
nung der 4. und 5. n nach den Beſchlüſſen des Abgeordneten⸗ 
bauſes ohne erhebliche Debatte an. Ohne Debatte erledigt das Haus dann 
den Geſetzentwurf, betreffend die nach dem Geſetz über das Koſtenweſen 
in Auseinanderſetzungsſachen zu gewährenden Tagegelder, Reiſe⸗ 
koſten und Feldzulagen und den Bericht der Matrikelcommiſſion. 

Es folgt der Bericht der Petitionscommiſſion über die Petition des 
Majors a. D. von Jena II., von Dieſt⸗Daber und Genoſſen. 
Die Petenten beantragen: Das Hertenhaus möge zur Beſeitigung des vor⸗ 
bendenen und wachſenden Mißtrauens im Lande das über das Eiſenbahn⸗ 
weſen beſchaffte Material ſorgfältig prüfen und eine vollſtändige Klarlegun 
der daraus hervorgehenden That⸗ und Perſonalfragen herbeiführen, au 
ferner veranlaſſen, daß Behufs Beſeitigung der ſocialen Mißſtände eine 
Enquete⸗Commiſſion, beſtebend aus Männern des Gewerbe: und Hand⸗ 
e ſowie aus Mitgliedern der beiden Häuſer des Landtages, ein⸗ 
geſetzt werde. 7 

Die Commiſſion ſchlägt vor: In Erwägung, daß der Bericht der Imme⸗ 
diat⸗Eiſenbahn⸗Unterſuchungs⸗Commiſſton. ſeit drei Jahren durch den Druck 
veröffentlicht, nicht allein in den Händen der Mitglieder der beiden Häuſer 
des Landtages, ſoͤndern auch in den Händen der Behörden iſt; eine Be: 
rathung deſſelben im Plenum des Herrenhauſes von Mitgliedern des Haufes 
bisher nicht verlangt wurde, auch angenommen werden muß, daß das in 
dem Berichte enthaltene für die Geſetzgebung geeignete Material Seitens 
der competenten Behörden benutzt worden iſt: in fernerer Erwägung, daß 
nach Erklärungen der königlichen Staatsregierung mit Sicherheit angenom⸗ 
men werden kann, daß Seitens der deutſchen Reichsregierung die bereits 
in Angriff genommene theilweiſe Reviſion der zu ihrem Reſſort gehörigen 
Geſetzgebung — Actiengeſetz, Gewerbegeſetz — weiter verfolgt werden wird; 
über die Petition der Herren von Jena II., p. Dieſt⸗Daber und Genoſſen 
zur Tagesordnung überzugehen. 

Dagegen beantragt Herr v. Wedell: In Erwägung, daß der Bericht 
der Immediat⸗Eiſenbahn⸗Unterſuchungs⸗Commiſſton genügendes Material 
für die einſchlagende Geſetzgebung geliefert hat, und daß durch eine Wieder⸗ 
aufnahme und Ausdehnung dieſer Arbeit legislatoriſch erhebliches Material 
vorausſichtlich nicht weiter gewonnen werden wird, die Petition der Staatsregie⸗ 
rung mit dem Antrage zu überreichen: ihren Einfluß auf die Reichsregierung, 
dahin geltend zu machen, daß die bereits theilweiſe angebahnte Reviſion der 
Gciebgebung, das Actienweſen, die Gewerbe: Orpnung und den Unter 
ſtütungswohnſitz betreffend, mit aller Energie verfolgt werde. 

Baron, Senfft von Pilſach beantragt hinter dem Worte „Gewerbe⸗ 
Dibnung, einzuſchieben: „eine gerechte Beſteuerung der Börſen⸗ 
Sourfe. 

Berichterſtatter Ober⸗Bürgermeiſter Gobbin empfiehlt den Antrag der 
Commiſſion; die Petition ſei der Ausdruck einer A e Mißſtimmung 
einer Partei, die lange Zeit hindurch im Beſitze der Regierung des Landes 
war und jetzt depoſſedirt * Redner glaubt, daß es nicht Sache des Herren⸗ 

aufes ſei, ſich mit dieſer Mißſtimmung zu befaſſen; dieſe Pariei wird auch 

inkehr bei ſich gehalten paper und darüber klar geworden fein, welche 
Febler dazu mitgewirkt haben, ihre Herrſchaft zu ſtürzen. Er könne nicht 
abjeben, wohin es führen folle, wenn in der Petition von der Geſetzloſigkeit 
im Lande, von der Entfremdung vom Kirchen hum ꝛc. die Rede ſei. Was 
ſolle denn die Einſetzung einer Enquste⸗Commiſſion bewirken? Das Miß⸗ 
trauen, welches im Lande herrſche, werde dadurch nicht gehoben, ſondern nur 
vermehrt. Eine Debatte über den Bericht der Eiſenbahn⸗Commiſſion, wie 
er von den Petenten gewünſcht werde, würde doch nur in perſönliche An⸗ 
griffe ausarten. Wenn es ſich erweiſen ließe, daß die Petition nur dieſen 
Zweck verfolge, fo würde die Commiſſion keine motivirte, ja nicht einmal 
eine einfache Tagesordnung beantragt haben, ſondern die Petition einfach 
als ungeeignet a limine abgewieſen haben und ihr nicht die Ehre erwieſen 
haben, hier im Haufe zur Sprache gebracht zu werden. Was ſoll daraus 
werden, wenn ſich die beſitzenden und gebildeten Klaſſen in dieſer Art und: 
Weiſe anſeinden und bekämpfen? Die Ernte dieſer Saat wird nicht den 
Gebildeten, ſondern den Ungebildeten zufallen. (Beifall.) Dem Antrage des, 
Herrn v. Wedell gegenüber bemerkt der Referent, daß die Reichsgeſetzgebung 
bereits den Weg beſchriten habe, auf welchen er ſie drängen will; von der 
ir 5 Reichsregierung ſei zu erwarten, daß ſie auf dieſem Wege fort⸗ 
ahren werde. 

(Während dieſer Rede ſind Fürſt Bismarck und der Handelsminiſter 
Dr. Achenbach ins Haus getreten.) r 

Herr v. Wedell verwahrt ſich als Mitpetent gegen die Unterſtellung 
des Vorredners, als ſei die Petition der Ausdruck der Mißſtimmung einer 
politiſchen Partei; die Petenten bilden keine politiſche, ſondern eine wirth⸗ 
ſchaftliche Partei, welche die Schäden der liberalen Geſetzgebung auf wirth⸗ 
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n zurückgehalten und ſie beſſer begründet hätte; er wünſche nit 


bverordnetenverſammlung getroffenen Wahl, als unbeſoldeten Beigeordneten 


gemeldet, 
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zu Oppeln am 
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mehr Staub aufzuwirbeln, und den Antrag zu ftellen, den Eiſenbahncom⸗ 
miſſionsbericht zur Debatte zu ſtellen. Aber die in der Petition beregten 
Häden ſeien anerkanntermaßen vorhanden, und Angeſichts dieſer Thatſache 
ſei es doch deprimirend, wenn ein Antrag auf Tagesordnung, in welcher 
chonenden Form auch immer, geſtellt wird. Redner bittet deshalb feinem 
ntrage Folge zu geben. 5 
Darauf wird der Schluß der Discuſſion mit 35 gegen 30 Stimmen an: 
genommen. 
Das Haus nimmt dann den Commiſſionsantrag auf motivirte 
agesordnung mit derſelben Majorität an. 
Schluß 4% Uhr. Naächſte Sitzung Sonnabend 1 Uhr. (Kleinere Ge⸗ 
ſetze und Petitionen.) 


Berlin, 8. Febr. [Amtliches.] Se. Majeſtät der Koͤnig hat den 
Ober⸗Tribunalsrath Lohmann hierſelbſt zum Vicepräſidenten des Appella⸗ 
Uonsgerichts in Poſen mit dem Charakter als Geheimer Ober Juſtizrath; 
den Bergrath Guſtav Schnackenberg zum Ober⸗Bergrath, und den ſeit⸗ 
herigen Rreisphoficus, Sanitätsrath Dr. Köhler in Grimmen zum Regie⸗ 
rungs⸗ und Medicinalrath ernannt; ferner in Folge der von der Stadtver⸗ 
ordnetenverſammlung zu Eſſen getroffenen Wahl den früheren Bürgermeiſter 
Ernſt Lindemann daſelbſt als unbeſoldeten Beigeordneten der Stadt 
Eſſen auf die geſetzliche Amtsdauer von 6 Jahren, ſowie den ſeitherigen 
unbeſoldeten Beigeordneten der Stadt Dorp im Kreiſe Solingen, Reinh. 
Kirſchner, in Folge der von der Stadtverordneten⸗Verſammlung getroffe⸗ 
nen Wiederwahl, in gleicher Eigenſchaft für eine fernere 6jährige Amtsdauer 
und den Rentner Hermann Grah in Weeg, in Folge der von der Stadt⸗ 


zenzuarbeiten wünſchte. Er hätte freilich gewünscht, daß man die 


der Stadt Dorp für die geſetzliche 6jährige Amtsdauer beſtätigt. 

Die bisherigen Königlich preußiſchen Militair⸗Intendantur⸗Secretaire 
Vogeler vom X. Armee⸗Corps und Pritſchow dom IX. Armee⸗Corps 
find zu Geheimen revidirenden Calculatoren bei dem Rechnungshofe des 
Deutschen Reichs ernannt worden. — Die Cataſter⸗Controleure Wallau zu 
Fraulautern und Bohler zu Prüm ſind zu Steuer⸗Inſpectoren ernannt 
worden. — Der Regierungs- und Medicinal-Rath Dr. Köhler iſt der 
Königlichen Regierung zu Stralſund überwieſen. — Dem Ober⸗Bergrath 
Schnackenberg iſt die Stelle eines Mitgliedes bei dem Ober⸗Bergamte zu 
Breslau übertragen worden. — Der Referendar Dr. jur. Ludwig Henry 
Oswalt in Frankfurt am Main iſt zum Advocaten im Bezirk des König⸗ 
lichen Appellationsgerichts daſelbſt; und der Advocat Büſch in Hannover 
zum Anwalt bei dem dortigen Obergericht ernannt worden. 5 

[Patente.] Preußen. Auf 3 Jahre: Dem Fabrikanten Heinrich 
Jarck zu Flensburg unter dem 3. Februar auf eine Befeſtigungsart von 
Brennern auf dem Oelbehälter der Lampen. Den Herren Kleinau u. Co. 
in Hamburg unter dem 31. Januar auf ein Schloß, ſoweit daſſelbe für neu 
und eigenthümlich erkannt worden iſt. 2865 

Sachſen⸗Weimar, 10. Januar. Eduard Rau, Brüffel, Einrichtung zur 
Beleuchtung von Manometern, Vacuummetern, Bouſſolen und ähnlichen 
Apparaten, bis zum 31. Januar 1880 verlängert. — 17. Januar: Robert 
Dines Bradley, Preſton (Maryland⸗Nordamerika), Apparate zur Erzeu⸗ 
gung und Maſchinen zur Nutzbarmachung eines aus Waſſer erhaltenen 
Gaſes, auf fünf Jahre. — Julius Hock u. Comp., Wien, Heißluftmotor, 
genannt Sparmotor, auf fünf Jahre. 5 

Berlin, 8. Febr. [Se. Majeſtät der Kaiſer und König! 
nahmen heute Vormittag aus den Händen des Hauptmanns v. Pleſſen 
vom großen Generalſtabe die Orden des verſtorbenen Vaters deſſelben, 
des Generallieutenants a. D. von Pleſſen, entgegen, hörten die Vor⸗ 
träge des Kriegsminiſters, Generals der Infanterie von Kameke, und 
des General⸗Adjutanten, General⸗Majors von Albedyll, und empfingen 

en Baron von Rothſchild aus Frankfurt a. M. Um 4 Uhr gewähr⸗ 
ten Se. Majeſtät dem Botſchaſter Freiherrn von Werther eine Audienz. 

[Ihre Majeſtät die Kaiſerin⸗Königin!] wohnte heute 
einer Sitzung des Frauen⸗Lazarethvereins bei. 1 

[Se. Kaiſerliche und. Königliche Hoheit der Kron⸗ 
prinzl empfing geſtern Vormittags den Wirklichen Geh. Kriegsrath 
Köllner und nahm den Vortrag des Geh. Regierungs⸗Raths und Di: 


rectors der Gewerbe⸗Akademie Reuleaux entgegen. (R.⸗A.) 
O Berlin, 8. Febr. [Ernennung — Die Secundär⸗ 


bahnen. — Die Erſatzreſerve.] Der Oberpräſident der Rhein⸗ 
n. Herr von Bardeleben, iſt zum Wirklichen Geheimrath mit 
Br „Excellenz“ ernannt worden. — Durch allerhöͤchſte Ver⸗ 
dau 9 iſt beſtimmt worden, daß die dem Landesdirector oder Landes⸗ 
bimann zur Mitwirkung bei Erledigung der Geſchäfte der commu⸗ 
nalen Provinzial⸗Verwaltung zugeordneten oberen Beamten für die 
eat: ihres Amtes den Titel Landesrath oder, ſoweit ihre Functionen 
a lonbers juriſtiſcher oder techniſcher Art find, den entſprechenden Titel 
andes⸗Syndikus oder Landez⸗Baurath führen ſollen. — Wie ſchon 
i hat ein unverweilt vorzulegender Gefegentwurf den Zweck, 
e Provinzial⸗Dotationen auch zur Förderung des Baues von Se⸗ 
cundärbahnen verwendbar zu machen. Der Provinzial⸗Ausſchuß der 
Provinz Preußen, der den Antrag darauf geſtellt hat, führt in ſeiner 
Lorſellung beſonders aus: Nach den angeſtellten Ermittelungen be⸗ 
rügen die Herſtellungskoſten pro 7½ Kilometer (1 Meile) für eine 
chmalſpurige Secundärbahn 200,000 — 210,000 Mark, für eine nor: 
malſpurige 270,000 360,000 Mk. Hiernach erfordere die Herſtellung 
> ſchmalſpurigen Bahn ein nur wenig höheres Anlagecapital als 
bi einer Chauſſee und ſelbſt eine normalſpurige Bahn koſte nur 20 
BE 40 pCt. mehr. Dem gegenüber erfordere eine Chauſſee 
hebliche Unterhaltungskoſten, während eine Bahn bei rationellem und 
darſamem Betriebe nicht nur die Betriebskoſten decke, ſondern auch 
bon mäßige Verzinſung des Anlagecapitals ergeben werde. Dazu 
Aa e noch, daß Eiſenbahnen dem Verkehrsbedürfniß in viel inten⸗ 
erer Weiſe zu genügen im Stande ſeien, als Chauſſeen. Mit Rück⸗ 
cht auf dieſe Thatſache laſſe ſich vorausſetzen, daß mehrere Kreiſe es 
orziehen, Secundärbahnen zu bauen, wenn ihnen wie beim Chauſſee⸗ 
tn eine Beihilfe aus Provinzialmitteln in Ausſicht geftellt werden 
fu ne. — Es iſt in Frage gekommen, ob den Landräthen die Be⸗ 
Fra zuſtehe, gegen Mannſchaften der Erſatzreſerve 1. Klaſſe, welche 
ent 155 ihnen auf Grund des Reichs-Militärgeſetzes auferlegten Controle 
ſeſt gen, die angedrohte Strafe nach Maßgabe des Geſetzes vorläufig 
erheben. Der Miniſter des Innern hat nun zur Beſeitigung der 
obenen Zweifel den Behörden eröffnet, daß, da es ſich bei der in 
En ſtehenden Vorſchrift des Reichs⸗Militärgeſetzes nicht um eine 
Local ſondern um eine landespolizeiliche Anordnung handelt, nicht die 
ſelben ehoͤrde, ſondern nur die Landräthe in gleicher Weiſe und in dem⸗ 
ni ange zur vorläufigen Straffeſtſetzung befugt ſind, wie ſolches 
Polkyeilien anderer Contraventionen, z. B. gegen berg: und chauſſee⸗ 

che Vorſchriften, der Fall iſt. 255 
Genre 7. Febr. [Die Einführung des bisherigen Vicars 
Landralh o . als Propſt der Parochie Zirke iſt ſoeben durch Herrn 
und waz 5 Kalkreuth erfolgt. Die Ruhe iſt in keiner Weiſe geſtört 
er Kirchenvorſtand bei der Einführung vertreten. (Poſ. 3.) 


Oeſter reich. 
8. Febr. [General Ignatieff! iſt heute Vormittag 


ach Petersburg abgereiſt. 
Provinzial-Beitung. 


= 0 

Collegio zu Dan 9. Febr. [Verſetzung.] Der dem Regierungs- 

gierung in Mer eln angehörige Regierungs⸗Rath Dröge iſt zur Re⸗ 
ſeburg verfetzt worden und wird feine Amtsfunctionen 

10. d. M. niederlegen. 


Angekommen: v. Winterfeld, Generalmajor 
b. Ben v. d. Gröben, Oberſt⸗Lieut. u. Regts. Command.) 
" vollen, Oberſt u. Regts.⸗Command. aus Schweidnitz. 


Breslau, 9. 
* D. aus Gr.⸗G 
aus Ratibor. 


Kähler, Oberſt⸗Lieut. u. Regts.⸗Command. aus Neuſtadt. v. Saldern, 
Oberſt⸗Lieut. und Reg.⸗Command. nebit Gemohlin aus Oels. Sr. Durchl. 
Prinz Krafft zu Hohenlohe⸗Ingelfingen, Gen.⸗Lieut. u. Gen.⸗Adjut. Sr. 
Majeſtät des Kaiſers aus Neiſſe. Se. Durchl. Prinz Karl zu Sale 
Ingelfingen aus Droniowitz. v. Neumann, Generalmajor u. Command. 
aus Neiſſe. v. Einen, Generalmajor und Brig.⸗Commandeur aus Neiſſe. 
v. Hänlein, Oberſt und Reg.⸗Command. aus Ohlau. v. Kleiſt, Major 
u. Reg.⸗Command. aus Gubrau. v. Hagemeiſter, Reg.⸗Präſ. aus Oppeln. 
Roos, Oberſt⸗Lieut. aus Oels. v. Prittwitz, Oberſt⸗Lieut. u. Ritterguts⸗ 
beſitzer aus Schmolſchütz. Böhmer, Oberſt u. Reg.⸗Command. aus Coſel. 
(Fremdenbl.) 


— d. Breslau, 9. Februar. [Bezirks verein des ſüdweſtlichen 
Theiles der Schweidnitzer Vor ſtadt.] Die am 7. d. M. in der neuen 


vertretende Vorſitzende, Dr. Dyrenfurth, mit der Mittheilung über die 
Conſtituirung des Vorſtandes: Juwelier Markfeldt Vorſitzender, [Dr. 
Dyrenfurth Stellvertreter, Maurermeiſter Fritſch Schriftführer, Buch⸗ 
halter Großer Stellvertreter, Kunſtſchloſſer Trelenberg Kaſſirer, Haus⸗ 
beſitzer Pokorny Stellvertreter. — Ueber die Modalitäten des dem Verein 
zu rahmen Preiſen angebotenen Beſuchs des Thalia⸗Theaters ſollen mit 
Director Will noch nähere Verhandlungen gepflogen werden. — Von der 
Abhaltung eines bereits früher beſchloſſenen Wintervergnügens wurde Ab⸗ 
ſtand genommen. — Nach einer Mittheilung über Statuten⸗Aenderung gab 
Stadtverordneter Dr. Pannes ein überſichtliches und klares Bild über den 
Stadthaushalts⸗Etat pro 1877/78 und entwickelte die Gründe, auf Grund 
deren Magiſtrat ſich veranlaßt geſehen hat, das Deficit durch Erhöhung der 
Communal-Einkommenſteuer auf 14 Simpla mit rund 2,380,000 Mark und 
des Waſſerzinſes von 10 auf 15 Pf. pro Kubikmeter mit 175,000 Mark zu 
decken. Nach Eintritt in die Discuſſion bemerkt der Vorſitzende, daß es 
Krebsſchaden in unſerer ſtädtiſchen Verwaltung gebe. Es müſſe ſparſamer 
gewirthſchaftet werden, namentlich in der Bauverwaltung. Eine einheitlichere 
Leitung im Bauweſen müſſe das öftere Aufreißen des Pflaſters verhindern. 
Stadtverordneter Wehlau führt aus: Die höheren Beſoldungen für diäta⸗ 
riſche Beſchäftigungen werden in der Stadtverordneten⸗Verſammlung ange⸗ 
griffen werden. Redner glaubt, daß ſich noch verſchiedene Abſtriche werden 
machen laſſen, ſo daß man zwar an der Erhöhung der Communal⸗Einkom⸗ 
menſteuer um 2 Simpla, nicht aber an der Erhöhung des Waſſerzinſes wird 
feſthalten müſſen. Er (Redner) ſei principiell gegen die Erhöhung des 
Waſſerzinſes. Herr Schmidt ſtellt folgende Frage: Wenn ſich die Einnah⸗ 
men aus den Gasanſtalten durch Verminderung des Gas⸗Conſums verrin⸗ 

ern, warum da eine 3. Gasanſtalt? Maurermeiſter und Stadtverordneter 
Ehrlich: Der Bau der 3. Gasanſtalt iſt vorläufig ſiſtirt bis auf den Gaſo⸗ 
meter, der als Reſerve⸗Gaſometer abſolut nothwendig iſt, wenn wir nicht 
Gefahr laufen wollen, plötzlich einmal ganz ohne Gas zu ſein. Juwelier 
Markfeldt ſpricht gegen die Erhöhung des Waſſerzinſes, zumal dieſe 
Steuer ganz ungleich vertheilt ſei, da viele Häuſer noch keinen Anſchluß an 
die öffentliche Waſſerleitung haben, noch andere ihr Waſſer koſtenfrei aus 
dem alten Waſſerhebewerk beziehen. Redner ſtellt den Antrag: „Die Stadt⸗ 
verordneten zu erſuchen, ſich gegen die Erhöhung des Waſſerzinſes zu er⸗ 
klaren, hingegen dahin zu wirken, daß ſämmtliche Waſſerconſumenten des 
ſtädt. Waſſerwerks, alſo auch die Bewohner ſolcher Häuſer, welche keine 
Hausleitungen haben, ſondern ihren Waſſerbedarf unentgeltlich aus den 
offentlichen Wafjerftändern entnehmen, zur Zahlung eines verhältniß⸗ 
mäßigen Waſſerzinſes herangezogen werden, welche die ſtädt. Verwaltung 
von den Hauseigenthümern zu erheben hat.“ Stadtv. Dr. Pannes ver: 
wahrt ſich energiſch gegen die Annahme dieſes Antrages, weil er die Armen, 
welche ihr Waſſer aus einem öffentlichen Ständer holen, mit einer Steuer 
belege. Die Stadt läßt ſich gar nicht das Waſſer bezahlen, ſondern nur die 
Bequemlichkeit, daß es in alle Stockwerke geleitet werden kann. Er (Redner) 
würde rl dafür ſtimmen, wenn es ſich darum handele, eine meilenweite 
Tirinkwaſſerleitung für Breslau herzuſtellen, um ſämmilichen Einwohnern 
der Stadt gutes 5 unentgeltlich zu gewähren. 5 ähnlichem 

inne ſpricht ſich Stadtv. ehlau aus. er u. Stadtv. Ehr⸗ 
lich: Wenn der Markfeldt'ſche 8 ſich gegen die Induſtriellen richtet, 
welche ihr Waſſer unentgeltlich aus Ständern entnehmen, ſo werde dieſem 
letzteren Umſtande durch eine Polizei⸗Verordnung begegnet werden. Maurer⸗ 
meiſter Schilling ſpricht gegen die beabſichtigte Erhöhung des Waſſerzinſes 
und beantragt, die Stadtverordneten zu erſuchen, zu veranlaſſen, daß auch 


Waſſerſteuer herangezogen werden. Zimmermeiſter Haniſch macht darauf 
aufmerkſam, es liege im Intereſſe der Hausbeſitzer, das Waſſer in's 
Haus zu ziehen, weil ſie dadurch ihre Wohnungen leichter und 
beſſer vermiethen. Selbſt Dienſtboten wollen ſich ſchon nicht mehr 
in ein Haus vermiethen, in welchem keine Waſſerleitung iſt. Bei der 
Abſtimmung werden die Anträge der Herren Markfeldt und Schilling 
angenommen. — Die Verlegung des Wollmarktes bildete einen weiteren 
Gegenſtand der Discuſſion. Nach längerer Debatte wurde beſchloſſen, dahin 
u ſtreben, daß der Wollmarkt nach dem Trinitatisplatze verlegt werde. Die 
Berathung über die weiteren Schritte in dieſer Angelegenheit wurde einer 
Commiſſion übertragen, welche in der nächſten Verſammlung Bericht zu er⸗ 
ſtatten hat. — Die Erledigung des Fragekaſtens mußte wegen vorgerückter 
Zeit vertagt werden. 


— d. Breslau, 9. Febr. [Bezirksverein der Schweidnitzer Vor⸗ 
ſtadt.] Die letzte Verſammlung in Pietſch's Local auf der Gartenſtraße 
eröffnete Stadtverordneter Kempner mit der Mittheilung eines von der 
Direction des Thalia⸗Theaters eingegangenen Anerbietens in Betreff des 
Beſuches dieſes Theaters ſeitens der Vereinsmitglieder. Im Weiteren gab 
der Vorſitzende eine Ueberſicht über die Thätigkeit des Vereins im abgelau⸗ 
er Jahr. Die Mitgliederzahl iſt von 36 auf 94 geſtiegen. Nach dem 
olgenden Kaſſenbericht betrug die Einnahme 171 Mark 82 Pf., die Ausgabe 
159 Mark 58 Pf, mithin verbleibt ein Beſtand von 12 Mark 24 955 Dem 
Kaſſirer, Herrn Lewy, wird Decharge ertheilt. Dem bisherigen Vorſtande 
wird der Dank der Verſammlung ausgeſprochen. In den neuen Vorſtand 
werden 151 Rittergutsbeſizer und Stadtverordneter Kempner, Par⸗ 
tieulier L. Freund, Kaufmann Siegfried Haber, Dr. med. Th. Körner, 
Dr. phil. Hulwa, Sanitätsrath Dr. Grempler, Kaufmann Löwenthal, 
Techniker Müller und Departements⸗Thierarzt Dr. Ulrich. — Hierauf 
wurde ein Dringlichkeits⸗Antrag eingebracht, dahingehend, der Verein möge 
in Verbindung mit den übrigen . der Stadt eine Maſſen⸗ 
petition an das Stadtverordneten⸗Collegium richten, die projectirte Steuer⸗ 
erhöhung zu verweigern. Der Vorſitzende gab hierbei Erläuterungen zum 
Stadthaushalls⸗Etat und zu der Maßregel, das Deficit durch die beantragte 
Steuererhöhung zu decken. Es wurde beſchloſſen, die Steuer⸗Erhöhungs⸗ 
frage zunächſt einer Commiſſion von 3 Mitgliedern zur Klarſtellung zu 
überweiſen. — Den Schluß der Verſammlung bildete die Erledigung des 
Fragekaſtens. 


Steinau a. O., 8. Febr. [Rotzkrankheit.] Vergangenen Montag, 
den 5. Februar, iſt durch den hieſigen königlichen e e Herrn 
Holſt unter den Pferden des Bauergutsbeſitzers Metze in Zechelwitz die 
Rotztrankheit conſtauirt worden. Die vorgeſchriebenen polizeilichen Maßregeln 
wurden ſofort angeordnet. Ein Pferd iſt bereits geiödter worden, während 
die Tödtung der übrigen Pferde des Gehöftes in nächſter Zeit zu erwarten 
ſein dürfte. Die Urſache zum Ausbruch dieſer Krankheit kann nicht nach⸗ 
gewieſen werden. 


H. Hainau, 7. Februar. [Winterleiden und Freuden. — Zum 
Pferde⸗Aufkauf.] Zu unſeren ſtiefmütterlichſt behandelten Plätzen zählt 
ver vor dem Schulhauſe der evangeliſchen Mäpchenſchule, obſchon Fasel 
taalid von 4— 500 Schullindern wiederholt zu paſſiren iſt. Es iſt ja ganz 
in der Ordnung, daß die Gänge nach dem anſtoßenden nunmehrigen „Stadt⸗ 
hause“, zu den Localen der ſtädtiſchen Bureaux und der Kreisgerichts⸗Com⸗ 
miſſion mit Kies beſchüttet werden, dürfte aber die Erwartung rechtfertigen, 
daß im Intereſſe der Kinder, darunter Hunderte im zartern Alter, dem 
1 vor dem Schulhauſe, der leider immer noch nicht den gepflaſterten 

ang erhalten hat, und deſſen nächſten Umgebungen 2 755 und aus: 
reichend die nöthige Fürſorge zugewendet werde, damit nicht täglich eine jo 
roße Anzahl Schüler durch die Grundloſigleit dieſes Schulweges an naſſen 
üßen leide. — Gelegentlich des im Januar c. abgebaltenen Viehmarktes, 
der bezüglich der in ungewöhnlicher Anzahl aufgetriebenen oder außerhalb 
des Viehplatzes zum Verkauf geſtellten Pferde, man glaubt ca. 2000 St. annehmen 
zu dürfen, war von hier auch deſſen Erwähnung geſchehen, daß außer anderen 
ausländiſchen Käufern auch ſolche aus Frankreich zahlreiche Pferdekäufe ab⸗ 
geſchloſſen hätten. Der eine Großhändler aus Straßburg gab vor, Droſchken⸗ 
gäule nach Paris zu liefern. Ohne dem Zuſammenhange nachzuforſchen, 
iſt aber die Thatſache zu verhürgen, daß im Laufe voriger Woche Seitens 
einer oberen Militärbehörde hier an zuſtändiger Stelle per Telegramm über 
die etwaige Anzahl ſolcher erſtandenen Pferde Anfrage gehalten und ſofortige 
Rückantwort auf gleichem Wege erſtattet werden ſollte. 


s. Waldenburg, 8. Febr. [Communal⸗ Angelegenheiten.] Am 
Dinstage hielten die Stadtverordneten ihre zweite diesjährige Verſammlung 


Börſe abgehaltene und zahlreich beſuchte Verſammlung eröffnete der ſtell⸗ I 


Waren welche ihr Waſſer aus dem alten Waſſerhebewerk entnehmen, zur 


dieſelbe mit einer Anſprache, in welcher er dem am 20. d. Mts. dabinge⸗ 
chiedenen Kaufmann und Fabrikbeſitzer Petzoldt, dem langjährigen Vor⸗ 
teher der Verſammlung, Worte der Erinnerung widmete und auf die Ver⸗ 
dienſte hinwies, die ſich der Dahingeſchiedene um das Wohl der Commune 
erworben. Die Verſammlung hatte ſich während dieſes Actes von den 
Plätzen erhoben. Hierauf wurde zur Neuwahl geſchritten und Bergwerks⸗ 
Director Ißmer zum Stadtverordneten⸗Vorſteher gewählt, während Kauf⸗ 
mann Bock zum ſtellvertretenden Vorſitzenden gewahlt wurde. Ebenſo wählte 
die Verſammlung in der Perſon des Kaufmanns Ohme ein Mitglied in 
den Waiſenrath. Die Stadtverordneten genehmigten ferner den von dem 
Magiſtrat vorgelegten Etat der Handwerker⸗Fortbildungsſchule, ſo daß Aus⸗ 
ſicht vorhanden iſt, der durch Orts⸗Statut eingeführte obligatoriſche Unter⸗ 
richt, welchem durch eine nicht gerechtfertigte Gegenſtrömung bisher große 
Hinderniſſe bereitet wurden, werde endlich zur vollen Durchführung ge⸗ 
angen. 


—r. Namslau, 8. Febr. [Depeſchen⸗Verkehr. — Kirchliche Ver: 
mögens⸗Verwaltung. — Regierungs⸗Anordnung.] Im abge⸗ 
laufenen Jahre 1876 ſind bei dem hieſigen mit dem kaiſerlichen Poſtamte 
verbundenen Telegraphenamte 1510 inländiſche und 34 ausländiſche De⸗ 
peſchen aufgegeben worden. Angekommen find 2035 Depeſchen. — An 
Stelle des aus dem hieſigen Kreiſe derzogenen Gutsbeſitzer Welzel in Glauſche 
iſt Seitens des königl. Regierungs⸗Präſidiums in Breslau der Oekonomie⸗ 
Director Herr Friedrich in Buchelsdorf, hieſigen Kreiſes, zum Commiſſarius 


für die Beſorgung der kirchlichen Vermögens⸗Angelegenheiten der katholiſchen 


Kirche zu Belmsdorf, hieſigen Kreiſes, in Gemäßheit des Geſetzes vom 
20. Juni 1875 ernannt und als Tag des Beginnes ſeiner Amtsthätigkeit 
der 15. Februar d. J. feſtgeſetzt worden. — Im Regierungsbezirk Breslau 
ift der Fall vorgelommen, daß einem Gemeinde⸗Vorſteher, welcher eine 
Klaſſenſteuer⸗Beitreibung ſelbſt ausgeführt hat, von dem Steuerpflichtigen 
gewaltſam Widerſtand geleiſtet wurde und die gerichtliche Unterſuchung des⸗ 
halb eine Verurtheilung wegen Widerſtandes gegen die Staatsgewalt nach 
§ 113 des Strafgeſetzbuches nicht zur Folge gehabt hat, weil der Gemeinde: 
vorſteher als ſolcher zur Ausführung der Execution — im Gegenſatze von 
deren Anordnung — nicht zuſtändig geweſen ſei und ſich alſo dabei nicht in recht⸗ 
mäßiger Ausübung ſeines Amtes befunden habe. Das Unterſuchungs⸗Gericht 


hat auf den § 2 der 900 Verordnung vom 30. Juli 1853 (Geſ.⸗S. S. 909). 


Bezug genommen, wonach das Zwangsverfahren von den mit der Einziehung 
der Steuern beauftragten Behörden oder Beamten angeordnet und unter 
ihrer Leitung durch die ihnen beigegebenen Executoren oder diejenigen 
Beamten, deren ſie ſich als ſolcher zu bedienen haben, ausgeführt werden 
fol. Die Landräthe des Regierungs⸗Bezirks werden daher angewieſen, uns 
perzüglich dafür Sorge zu tragen, daß jetzt in allen Gemeinden und Guts⸗ 
bezirken zur Ausführung der etwa nöthigen Executionen von Steuern und 


ſonſtigen in der königl. Verordnung vom 30. Juli 1853 bezeichneten Gefällen 


Grecutoren angenommen werden. 


=ch= Oppeln, 8. Februar. [Rinderpeſt.] Nachdem nunmehr die 
Rinderpeſt in der zuletzt noch verſeucht geweſenen Ortſchaft Sosnitza, Kreis 
Zabrze, als erloſchen anzuſehen und die Desinfection des Gawron'ſchen und 
der Nachbargeböfte daſelbſt vollſtändig durchgeführt iſt, bat die Königliche 
Regierung hierſelbſt die Verkehrsbeſchränkungen des § 17 der revidirten In⸗ 
ſtruction vom 9. Juni 1873 für die Kreiſe Gleiwitz, Zabrze, Tarno⸗ 
witz, Kattowiz und Beuthen wieder aufgehoben. Das Gleiche iſt geſchehen 
bezüglich der nördlichen Diſtriete der Kreiſe Oppeln, Grottkau und Fal⸗ 
tenberg, da der verſeucht geweſene Nachbarkreis Brieg des Reg.⸗Bez. Bres⸗ 
lau jetzt auch als ſeuchenfrei angeſehen werden kann. Mit Rückſicht auf die vom 
benachbarten Auslande her drohende Gefahr einer Rinderpeſteinſchleppung 
iſt jedoch a. die Hornvieh⸗Controle, b. das Verbot der Abhaltung von Vieh⸗ 
märkten, c. die Pflicht zur 8 verdaͤchtiger Fälle bei Erkrankungen von 
Rindvieh, d. das Verbot der Veterinairpfuſcherei für den ganzen Umfang 
des Departements aufrecht erhalten und außerdem der Hauſirhandel mit 
Lumpen verboten. 


1 Zülz, 7. Febr. [Prüfungen.] Am königl. katholiſchen Schullehrer⸗ 
Seminar hierſelbſt findet die diesjährige mündliche Prüfung Behufs Auf⸗ 
nahme neuer Zöglinge den 20. und 21. März ftatt. Die erforderlichen 
ſchriftlichen Arbeiten ſind von den Aſpiranten am 19. März anzufertigen. 
— Der hieſige Seminar-Director Dr. Volkmer wird zum 1. April c. in 
gleicher Eigenſchaft nach Habelſchwerdt verſetzt. 


[Notizen aus der Provinz.] „Gleiwitz. Die hieſige „Ob.⸗Ztg.“ 
enthält folgende Berichtigung: „Die Nr. 13 dieſer Zeitung vom 30. Jan. 
c. enthält unter den Localnachrichten von Gleiwitz die Mittheilung, daß ein 
13jähriges Mädchen wegen Ausbleibens aus dem diesſeitigen Communion⸗ 
Unterricht durch ihre Mutter aus einem ſo ſcandalöſen Grunde entſchuldigt 
worden iſt, daß ich denſelben aus Anſtand bier nicht näber bezeichnen mag. 
Dem gegenüber erkläre ich hiermit, daß eine ſolche Meldung hier niemals 
geſchehen iſt, daß ſomit die obige Mittheilung von „zuverläßiger Seite“ 
mit der beliebten Nutzanwendung auf die confeſſionelle Schule in ſich zuſammen 
fällt. Weitere Schritte in dieſer Sache behalte ich mir vor. 
i j Biernacki, Pfarradminiſtrator.“ 

+ Peiskretſcham. Von hier meldet die „Volksſtimme“ unterm Aten 
Febr.: Als geſtern Nachmittags ein Arbeiter einen hinter der Beſitzung des 
Hrn. Goretzli ſtehenden Strohſchober beſtieg, um von da feine Fertigleit im 
Springen zu beweiſen, wurde er von dem Anblicke eines darin aufrecht ſte⸗ 
henden Leichnams erſchreckt, welchem an dem oberen Theilen des Körpers 
bereits ſämmtliches Fleiſch fehlte. Auf geſchehene Anzeige bei der Polizei 
iſt der Leichnam in das ſtädt. Krankenhaus geſchafft worden, um daſelbſt 
bis zur event. gerichtlichen Section aufbewahrt zu werden. Aus den vor⸗ 
Pi Kleidungsſtücken will man den ſeit mehreren Wochen vermißten 


ettler Hobik aus Pniow erkannt haben, welcher im Bezirke der Stadt öfters 


eſehen worden war. Das Reſultat der vorläufigen Unterſuchung führt zu der 
ermuthung, daß der Verſtorbene in dem Strohſchober Schutz gegen die 
Kälte geſucht, darin aber erfroren ſein mag und daß ſein Körper von 
Thieren bis auf das aufgefundene Gerippe verzehrt worden iſt. Jedenfalls 
trägt an dem Tode dieſes Menſchen ein dritter keine Schuld. 
0 ũã ĩ⁊ͤ b ³⁵ V y c ˙¹ * RÄ wm TREE EEE 
Berlin, 8. Februar. Die Börſe behauptete ſich auch heute auf ihrer 
beobachtenden Reſerveſtellung und blieben daher wiederum die Umſätze in 
ſehr mäßigen Grenzen. Nur Oeſterreichiſche Staatsbahn machte eine Aus⸗ 
nahme, dieſelbe ſetzte ihre geſtrige Haufjebewegung ungeſchwächt ſort und 
ſchließt wiederum mit einer nicht ganz unbedeutenden Avance. Auch die 
anderen internationalen Speculationseffecten waren mehr oder weniger mit 
in den Verkehr gezogen, ohne daß ſich aber die Notirungen weſentlich än⸗ 
derten. Auf dem Geldmarkt macht ſich ein Mangel an Disconten bemerk⸗ 
bar, wie er ſeit langer Zeit nicht zu conſtatiren war. Feinſte Briefe waren 
ſchon unter 2 Procent zu placiren. Die öſterxreichiſchen Nebenbahnen hatten 
nach der geſtrigen Unterbrechung ihre frühere Feſtigkeit wiedergewonnen, be⸗ 
ſonders zeichneten ſich Galizier durch lebhaften Verkehr aus, wenn auch die 
Notiz wenig Veränderung erfuhr. Rudolfbahn, Kaſchau⸗Oderberger und 
Eliſabethbahn waren ebenfalls bevorzugt und erhöhten die Notiz. Von den 
localen Speculationsefſecten erfreuten ſich eigentlich nur Laura⸗Actien einer 
feiten Stimmung, Disconto⸗Comm. und Dortm. Union ließen etwas in den 
Courſen nach. Disc.⸗Comm. 109,90, ult. 109% —109%, Laurah. 65,60, ult. 
65 - 65,60. In den ausländ. Staatsanleihen gewann der geſchäftliche Verkehr nur 
geringe Ausdehnung, doch waltete auf dieſem Gebiet im Allgemeinen eine 
recht feſte Haltung. Nur öſterr. Goldrente zeigte ſich vorzugsweiſe angeboten, 
dagegen machte ſich für öſterr. Papierrente eine regere Nachfrage bemerkbar. 
Italiener und Türken vernachläſſigt, ruſſiſche Werthe unverändert, Prämien⸗ 
Anleihen etwas beſſer, öprocent. Anleihen per ult. 827 —82% —82%. Die 
Subjeription auf die XII. Seerie der Ruſſ. Bodencredit⸗Pfandbriefe wurde 
bereits heute Vormittag in Berlin und Frankfurt geſchloſſen. Preußiſche 
und andere. deutſche Staatspapiere feſt, aber unbelebt, eine gleiche Phy⸗ 
fiognomie trug das Geſchäft in Eiſenbahn⸗Prioritäten. Auf dem Eiſenbahn⸗ 
Actienmarkte ſind nur wenig Veränderungen zu verzeichnen. Die Rhein. 
Weſtfäliſchen Speculationsdebiſen blieben unbelebt und begegneten nur am 
Schluß einiger Nachfrage. Halberſtädter und Potsdamer höher, Oberſchleſ. 
feft, Freiburger behauptet, Märkiſch⸗Poſener und Halle⸗Sorauer beliebt, 
Oſtpreußiſche Südbahn und Nahebahn gingen in Poſten um und beſſerten 
die Notirung, Berlin⸗Dresdener Stammactien ließen etwas nach, wogegen 
Stamm⸗Prioritäts⸗Actien gefragt blieben. Bankactien blieben im Allge⸗ 
meinen ziemlich ſtill. Centralbank für Induſtrie ging ſehr lebhaft zu 
höherem Courſe um. Centralbank für Bauten, Quiſtorp, Deutſche Hypo⸗ 
theken und Spielhagen ſteigend. Deutſche Bank belebt aber in ſchwacher 
Haltung. Meininger Hypothekenbank anziehend, Norddeutſche Grundcredit 
beſſer. Gothaer Grundcredit höber und belebt. Leipziger Credit niedriger. 
Antwerpener matt. Induſtriepapiere fanden vielfach gute Beachtung, Landré 
höber, Böhmiſches Brauhaus ſchwach behauptet, Bauverein unter den Linden 
beſſer, Fagonſchmiede begehrt, Omnibus beliebt und höher, Große Pferde⸗ 
bahn matt, Norddeutſche Eiswerke wiederum recht beliebt, Grund dafür 
dürfte ſein, daß der milde Winter die Nachfrage nach Eis weſentlich ſteigern 
sürfte. Oberſchleſiſcher Eiſenbahnbedarf ſehr feſt, Norddeutſcher Eiſenbahn⸗ 
betrieb offerirt, Hoffmann Waggon ebenfalls angeboten, Magdeburger 


ab. Der ſtellvertretende Vorſitzende, Bergwerks⸗Director Ißmer, eröffnete! Bergwerk erhöhte die Notiz um 7% pCt., Gelſenkirchen lebhaft anziehend. 
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* Um 2% Uhr: Feſt. Credit 24 


403,50, Reichsbank 157,80, Di 


"7 ps 


4 


Köln-Mindener 100,50, Rheiniſche 109,40, Bryan 78,50, Rumä 


Türken 12,40, Italiener 72,10, 5% Ruſſ. Anlei 


e 83,00, Peſterr. 


60,90, Silberrente 56,00, Papierrente 51,60. 


Berliner Börse vom 8. Februar 1877. 


Fionds- und Geld-Course. 


R Oonsuldirts Anleihe, 4½ 104,10 ba 
* do. de 18764 | 95,75 bz 
Btaats-Anleihe ..... %B 
Btaats-Schuldscheine, . 3½ 92,20 bz 
Präm.-Anleihe v. 1856/31144 bz@ 
Borliner Stadt-Oblig. 4½ 102,3 bz 
5 / Berliner 4½ 10154 B 
sl Pommersche .„...3%| 83.60 8 
2 de. u. 95.30 br 
Z do. . 4½ 102 B 
3 do. Lndsch. rd. 4 ½ — — 
3 |Posensche neue, .. 4 | 94.75 bz 
i Schlesische 3½ 84,90 bz 
Landschaftl,Central/4 | 95 bz 
Kur- u. Neumärk, 4 | 9530 4 
| 3 Pommersche . 4 96,33 0 
® IPoscnschos . 4 | % bz 
N M(Preussische ..... 4119506 
I\westfäl. u, Rhein.! | 97,80 bz 
' 4 Sächsische 495 80 bz 
E Schlesische 4 | 9,75 bz 
Badische Präm.-Anl. 4 122 10 6 
Baterische 4% Anleihe/4 124.30 b: 


Oöln-Mind.Prämiensch.|314|109,50 bı@ 
Sachs. Rente von 1876 |3 | 79,60 ba 


Kurh. 40 Thaler-Loose 251 bz 
Badische 38 Fl.-Loose 142.90 br 
Braunschw. Präm,-Anleiha 84,20 bz 
Oldenburger Loose 137.40 E 


Ducaten 964 etbz 
5 Sover. 20,38 6 
Napoleons 16,255 bz 
Imperial — — 
Dollars — — | 


Fremd. Bkn.— — 
einLi.Leip. — — 


Hypotheken-Certifioate. 


Y 
Sede gl. Fr fn. B. 4% 110410 be 
Unkb. Pfd. d. Pr. Hyp.-B. 25 bz 
Paz a 6 190,75 br@ 
Deutsche Hyp.-B,-Pib. 4% 9,75 bad 
0 do. do, do. |d 101 b 
Kündbr. Cent.-Bod.-Cr. 4½ 1909 8 
n Oakünd, do. (18725 [191,76 beg 
1 Zo, rlckzb. Ak 110% 106.10 6 
3 do. do, do. 4½ 98,90 bz 
enk. H. d. Pr. Bd.-Crd.B. 5 — — 
do, III. Em. do. 5 lea bd 
17 Kündb.Hyp. Schuld. do. 5 10 6 
Hyp.-Anth.Nord.-G.C-B & [101 bag 
Ft do. Pfandbr., 5 lol bag 
Pomm, Hyp.-Briefe . 5 105,50 @ 
ı do. do, II. Em, 5 102 b 
Goth. Präm.-Pf. I Em. 5 100.50 8 
do. do. II. Em. 5 107.80 6 
do, 5% Pf.rkzibr.m.110|5 10280 bz 
40. 4% do. do, m. 110 4½ 96,76 @ 
Heininger Präm.-FEidb. 4 1 60 bz 
Osst, Silberpfandbr, . 6 34 6 
Wr do, Hyp.-Grd. Pfabr. ö 30,50 8 
0 Pfdb. d. OGest. Bd.-Cr.-Ge. 8 | 85,25 8 
Behles Bodencr.-Pfdbr. 5 100 @ 
“ do. do, 4½ 94 8 
0 Südd. Bod.-Ored.-Pidb. 5 104 9 
do, do, 4½% 4% 88 8 
Wiener Silberpfandbr. 57% — — 


Ausländische Fonds. 


0 Oest. Silber -R. (./... 4½ ] 55.25 bz 
8 do. 1,4410) 55,90 ba 
do, Goldrente 4 | 61,10 bz 
N do, Papierrente . . 4½ 51,90-52 bz 
25 do, 54er Präüm.-Anl. .4 | 9,50 6 
9 do, Lott.-Anl. v. 60. 5 | 98,80 bz 
M 40. Credit-Loose . . . — 297 B 
9 do, Gier Loos .. ..I— 259,8 bz 
1 Aus. Prüm.-Anl. v. 645 149.26 bz 
. do. do. 186615 |149,75 bz 
X do. Bod.-Cred.-Pfdbr.\5 | 80,40 ba 
40. Cent.-Bod.-Or.-Pfdb. 5 80,50 B 
Auss.-Poln. Schatz-Obl. 4 80 bz 
0 Poln. Pindbr, III. Em. 4 pr 
2 * Poln, Liquid.-Pfandbr. (4 | 63,30 ba 
Hi Amerik. ruckz. p. 1881/6 |105,70, ba 
Pt do. do. 188516 102,20 bz 
I do, 5% Anleihe... .5 103,30 0 
1 Französische Rente 5 — — 
N Ital. neue 5% Anleihel5 | 72,69 bz 
8 Ital. Tabak-Oblig. 6 103 B 
. - Rasb-Grazer 100 Thlr. L. 463,30 b2G 
Rumänische Anleihe. 8 85,25 ba 
Türkische Anleihe 85 — — 
Ung.5%St.-Eisenb.-An!/d | 67,75 B 


Schwedische 10 Thlr.-Loose — 
Finnische 10 Thir.-Loose 38,20 bz 
Türken-Loose 20,80 bz 
nn nen 


3 Eisenbahn-Priorltäts-Aotlen. 


Setz Märk. Serie H. 47% 10 B 
= III. v. 81.34, 8.13% | 8460 ba 
do. do. Vi. 4½ 98,90 B 
do, Hess. Nordbahn. 5 103,5 ba 
Boerlin-Görlita « 5 105,50 6 
do. . are 4% 84,25 bes 
do. Lit G. Ar 846 
- b. Lit! D. — 
. ee ai 16 8580 9 
1% 4 d. 04% Hl G 
do, do. G. 4½ — — 
do, do, H.4%| 93 6 
do, do. .J.141,| 92,50. 9 
. do. do. K. 4½ 92,25 bz 
\ do, von 1876 99,25 ba 
2 coölu-Minden III. Lit. A. 4 91 B 
f do, . Lit. B. 4½ 90.26 @ 
do. . . . IV. (93,0 br 
5 do. eee e 
Halle-Sorau-Guben . 5 100, G 
Haunover-Altenbeken . 4½ 95 @ 
\ Märkisch-Posener 5 [105,75 B 
» W.-M, Staatsb, I. Ser. 4 | 97 8 
8 40 do. II. Ser. 4 B 
N do. do. Obl. L. u. III | 97.50 6 
1 do do. III. Ser.! 96 E 
Oderschles. A. 11 
do. B. 4 30 —— 
do. 6... 4 — 
. DPB2uꝰ .. 2 
46 ALTER 
VI. 4 wie 
e 4/99%40 E 
do M. „ 4% 101,60 6 
do, . von 1869 15 103,40 bB 
do von 1873.4 — — 
do, von 1874. 10 96,50 @ 
do. Brieg-Neisge 10 — — 
5 -O derb. a: 
40. N 5 103,80 bzb 
do., Stargard-Posenf! | 93 B 
do, 0. II. Em. A’ — 
do, do. III. Em. 34 —— 
do. Ndrschl. web. 3½ — — 
„Ostpreuss, Südbahn. 6 — — 
Bochte-Oder-Ufer-B, 3 101,10 bz 
Schlesw, Eisenbahn . .|44| 99,75 bz 
Chemnitz-Komotau, . . | 97,25 G 
Dux-Bodenbach, ... . 5 | 60,50 526 
do. II. Emission . 6 | 42.40 bz 
Prag- Dun. fr, | 23,50 6 
Gal. Carl-Ludw.-Bahn./5 | 83,50 bag 
do. do, neues 81,90 bas 
Kaschau- Oderberg. 4 56,10 b2G 
Ung. Nordostbahn . 40 51,10 b2& 
Ung. Ostbahn 5 | 50 den 
Lomborg - Czernowitz 5 63,30 bz 
‚do, do, II. | 63,40 @ 
N do, do. Ab | 5680 C 
Mährische Grenzbahnfs | 52,50 B 
Mähr,-Schl, Centralb. tr. 15,50 bad 
do. I. fr. — 
Kronpr. Rudolf. Baha 5 62,5 U 
Oesterr.- Französische 3 318 bzB 
do do, II. 3 301 G 
do, südl, Staatsbahn|3 235.10 bz 
0. neue 4 26,76 bd 
do. Obligationen | 77,30 bz 
Rumän, Eisenb.-Oblig. G6 | 49,75 bzB 
Warschau-Wien IL..5 | — — 
do, II. . 5 | el dz 
do, IV. . 5 | 84,40 dz 
do. V. 4 81 B 


Oest. BKn. 164,90 br 
do,Silbergd. 158 b»B 
Russ. Bkn, 253.90 bs 


50, Lombarden 130,00, Fran 
Sconto⸗Commandit 110,00, Laurahütte 68,75 


Ber 
92 
nen 13,75, 
Goldrente 


Wechsel- Course, 
Amsterdam 100 /. 48 T.3 169 99 b 
do. . . 4M. 3 169,15 bz 
London 1 Letr.. 8 M. 2 | 20,40 d 
Paris 100 Fres . 4 T. 381.35 ba 
Petersburg le %K. 3 M.] 6 250 0% ba 
Warschau 1009R, .....| B T. 262 85 ba 
Wien 100 FI. 8 T.) 4½ 164,70 ba 
do. — — 2M. 41e 60 bz 
Elsenbann-Stamm-Aotlen. 
Divid, prof 1875| 1876 Zt. 
Aschen-Mastricht,| 1 — 4 | 21,90 bz 
Berg.-Märkische. .| 4 — 4 | 78,75 b 
Berlin-Anhalt 8 4 104,00 vz 
Berlin-Dresden 21,10 4 24,25 ba 
Berlin-Görlita . 0 % 4 |'22,50 bz 
Berlin-Hamburg. . 10 — 4 1168,25 bs 
Berl. Nordbahn — — fr. — — 
Berl.-Potsd-Magdb 3 — 4 79 00 bag 
Berlin-Stettin 64 — 4 122 25 ba 
Böhm. Westbahn. 5 — 86 70 20 ba 
Breslau-Freib., 5% — |4 | 7160 bz 
Cöln-Minden. . 4% — 4 10055 bz 
do, Lit. B. 5 — 86 — — 
Cuxhaven. Eisenb. 0 U) Gl 
Dux-Bodenbach. B. U 9 14 7.30 bz 
Gal. Oarl-Ludw.-B,| 6 — 4 387,80 b 
Halle-Sorau-Gub. ® 0 4 115,40 bz 
Hannover-Altenb, | 0 0 4 13,50 bıB 
Kaschau-Oderberg, 415 — s | 35,70 h2@G 
Kronpr. Rudolfb, | 5 5 5 44.60 bed 
Ludwigab.-Bexb, .| 9 — 4 17700 bs 
Märk,-Posener. ..| 0 0 4 1900 ba 
Magdeb.-Halberst. 6 — 4 1107,78 bz 
Mag deb.-Leipzig. 14 — 4 — — 
do. t. B. 4 — 4 — 
Mainz-Ludwigsh. 6 — 4 9,75 b 
Niedorschl.-Märk. 4 4 186 59 6 
Obersehl. A. C. D. K. 10 — 63% 127.75 b 
do. B.. 1% — 3½ 119.75 bz 
Oesterr.-Fr. St.- B. 6% — 4 1398-403-2 
Oest. Nordwestb. 8 5 6 18830 bz 
Oest. gudb.(Lomb.) 9 0 4 130.31-30 
Ostpreuss, Südb. 0 0 424 70 
Rechte-O.-U.-Bahn 6 — 4 164 80 ba 
Reichenberg-Pard 4 — 4% 46.25 bz 
Rheinische 8 — 4 109.25 bz 
do. Lit. B. (4% gar.) A 4 4 92,00 bz@ 
Rhein-Nahe-Bahn | 0 9 4 12.10 bz 
Rumän. Eisenbahn] 2% | — 4 13 75 bz 
Schweiz Westbahn 0 0 4 23 10 0 
Stargard - Posenerſ 4 4½% 4% 101 30 bz 
Thuringer Lit A.] 8 4 125,75 bzB 
Warachau-Wien. .| 7 — 4 .1186,25 bad 
— 
Eisenbahn-Stamm-Priorltäts-Aotien, 
Berlin-Görlitzer, .| 5 — 46 ,53,75 bB 
Berliner Nordbahn | — lr. — 
Breslau-Warschan| # — 1.1 — 
Halle-Sorau-Gub. 0 0 8 30,75 b 
Hannover-Altenb. 0 0 5 33,50 bas 
Kohlfurt-Falkenb, | 0 — 8 32,75 va 
Mürkisch- Posener 3 — 6 | 7050 bz 
Magdeb.-Halberst. 3 3% 3½ 78,00 n:G 
do. Lit. C. 5 bm s (56,10 620 
Ostpr. Südbahn .| 5 — 3 74.60 bz 
Pomm, Centralb.— — fr. — — 
Rechte-O.-U.-Bahnf 6% | — 6 109,40 bz 
Rumünier 8 — 1% | 56,75 ba 
Saal-Bahn ..... 1% |— s | 26,25 baz 
Weimar-@era,. ..| 2 — 46 |.20,75 beB 
Bank-Papiere, 
Allg.Deut.Hand-.@.| © — 4 | 2490 8 
Anglo DeutscheBk.| 3 — 4 36.00 
Berl. Kassen-Ver. |17,7 | — 4 |15460 bz@& 
Berl. Handels-Ges.| 5 — 4 | 60,99 bad 
do. Prod.-u.Hdls.-B. 9 — 4 79 20 bz 
Braunschw. Bank.] 6 — 4 | 98.10 ba 
Bresl. Disc.-Bank 2 — 4 69,75. bz 
Bresl. Makl. Ver. B. 4 — 4 — 
Bresl. Wechslerb.| 4 — 4 | 73,75 bz& 
Coburg. Cred.-Bnk. 2% | — 1 | 6839 b 
Danziger Priv.-Bk.| 7 — 4 1115,09 6 
Darmst. Creditbk.) 6 — 4 101,00 bzB 
Darmst, Zettelbk.| 5% — |4 | 26,15 6 
Deutsche Bank 3 — 485.50 be 
do. Reichsbank — | — 4157, br 
do. Hyp.-B. Berlin) 1 | — 4 | 92.00 etbz@ 
Diso,-Comm,-Anth,| 7 — 4 109,90 ba 
do. ut)7 I — 4 109 ½.9, 78 ba 
Genossenseh.-Bnk.| 6 | — 4 3,00 
do, junge! 5% — 4 47,00 & 
Gwb. Schuster u. C. 0 — 4 5,90 ba 
Goth. Grunderedb.] 8 — 4 102,50 50 
Hamb. Vereins-B. 9% 10 4 11.0% 8 
Hannov. Bank. 67/16 — 4 102,0 8 
Königsb. Ver.-Bank 54 | — 4 80,40 6 
Lndw.-B. Kwilecki) 6 — 4 62 G 
Leipz. Cred.-Anst.] 7 — 4 11%½5 b2G 
Luxemburg. Bank 6 — 4 92.50 8 
Magdeburger do. 5 — 41 —— 
Meininger do. 3 — 4 | 7980 e bad 
Moldauer Lds.-Bk. 0 _ 4 15,78 @ 
Nordd. Bank. 67 8 4 125,50 6 
Nordd. Grunder.-B. 9 — 4 | 94,15 bad 
Oberlausitzer Bk.“ 2 — 4 49,00 G 
Oest. Cred.-Actien| 5 — 4 1944-45-4 50 
Posner Prov.-Bank| 2% — 4 99 00 B 
Pr. Bod.-Cr.-Act.-B. 8) — 4 | 96,00 bzB 
Pr. Cent.-Bod,-Crd:| 9% | — 4 11650 bıB 
Sächs, Bank 10 — 4 113 9% bn 
Sächs, Cred.-Bank| 5% | — 4 98 60 0 
Schl. Bank-Varein| 8 — 4 186556 
Schl. Vereinsbank 5 — 4 | 90,45 bzB 
Thüringer Bank, .| 5 — 4 10,25 bz 
Weimar, Bank. 0 — 4 | 41500 
Wiener Unionsb. „| 2% | — | | 86,50 @ 
In Liquidation. 
Berliner Bank. — | fr 88.50 8 
Berl, Bankverein 0 — . 50,50 @ 
Berl. Lombard-B, | — — f 8 
Berl. Prod-Makl.-B. — | — in, | 61,50 G 
Berl, Wechsler-B.| — | — 11 
Centralb. f. Genos.— — fr, | 95,50 @ 
Deutsche Unionsb,| 0 — fr, | 89,00 B 
Hannov. Disc.-Bk.| 81, | — fr, | 9750 @ 
Hessische Bank — — ftr. 56,50 6 
Ostdeutsche Bank| - |— für. — 
Pr. Oredit-Anstalt| — — ür. — 
Ver.-Rk. Quistorpl — 1— tr. 1,80 6 


industrie-Papiere. 


Bank-Discont A pCt, 
por 


Lombard-Zinsfuss 


Berl.Eisenb.-Bd-A,| 0 — tr. 712% 4 
D. Eisenbahnb.-G.| 0 — 4| 925 br 
do, Reichs- u. Co.-E.] O — 4 | 671,75 ba 
Märk. Sch. Masch. G.] 0 — 4! 13,80 b2& 
Nordd. Gummifab.| 5 — 4452,50 @ 
do, Papierfabr.| 0 — 144— — 
Westend, Com.-G. 0 — ür. 3,10 et& 
Pr. Hyp.-Vers.-Act. 18 — 4 113 bz@ 
Schles. Feuervers.| 20 |— |4 730 & 
Donpersmarkhüttef 3 — 4 | 18,75 bz@ 
Dortm. Union. ..| ® — 1 6.75 bad 
Königs- u. Laurah.“ 2 = 65.69 bz 
Lauchhammer. 0 — 4 | 23,50 6 
Marienhütte .. . 8 — 4 ‚| 6300 bzG@ 
Oschl. Eisenwerke] 1% — 4 66 
Redenhütto . 0 — 4 3.50 8 
Schl. Kohlenwerke| 0 — 4 7,66 @ 
SchlZin<h.-Actien| 6 — 4 | 77,80 bz 
do, St.-Pr.-Act.] 6 — 4% 85,99 bz 
Tarnowitz, Bergb.] 0 4 | 40,00 b2G 
Vorwärtshütte — 4 9 
Baltischer Lloyd 0 — 4 41,75 8 
Bresl, Bierbrauer.“ 0 ie 
Bresl, E.-Wagenb.] 6% — 4 46,25 8 
do, ver. Oelfabr. 1 — 4 | 44,00 G 
Erdm, Spinnerei .| ] — 14 17,50 8 
Görlitz. Eisenb.-B.| 4 — 4 | 40,06 b2G 
Hoffm's Wag. Fabr.] 0 — 4 — 
O. Schl. Eisenb.-B.| ® — 4 236,00 etbı@ 
Schl. Leinenind. 8 51, 4 68,50 B 
do. Porzellan] ® — 4 | 1,0 B 
WilhelmshütteMA.! 46 — 14 | 68,00 B 


Telegraphiſche Depeſchen. 

(Aus Wolff's Telegr.-Bureau.) 

Luzern, 8. Febr. Der Verwaltungsrath der Gotthardbahn hat 
das mit dem Unternehmer des Tunnelbaues, Favre, geſchloſſene Ab⸗ 
kommen genehmigt. 

Turin, 8. Febr. 
nach Genua abgereiſt. 


Y (Aus L. Hirſch's Telegraphen Bureau.) 
Wien, 9. Febr. Die ungariſche Miniſterkriſis iſt acut. Heute 
überreichen ſämmtliche ungariſche Miniſter dem Kaiſer ihre Demiſſion, 
dieſelben ſind bereits angekommen. 


Telegraphiſche Privat⸗Depeſchen der Breslauer Zeitung. 

Berlin, 9. Febr. Fürſt Bismarck betonte bei dem geſtrigen par⸗ 
lamentariſchen Diner, daß Rußland von einigen europäiſchen Mächten 
Subſidien zur Führung des Krieges mit der Türkei verlangt. 

Inowrazlaw, 8. Febr., Abends. Cardinal Ledochowski wurde 
von der Criminal-Abtheilung des Kreisgerichts heute wegen Uebertre⸗ 
tung der Maigeſetze, Widerſtand gegen die Staatsgewalt und wegen 
Majeſtätsbeleidigung zu 2% Jahren Gefängniß und 300 Mk. Geld: 
ſtrafe, event. noch 3 Monate verurtheilt. 

Groß⸗Rudno, 8. Febr. Heute Nachmittag 3 Uhr erfolgte die 
Einführung des Pfarrers Büchs hierſelbſt unter Aſſiſtenz der Pfarrer 
Muͤcke, Grünaſtel und Sterba. Der ultramontane Inſtructeur ver⸗ 
ſuchte einige Demonſtrationen, von welchen die Heulfcene am meiſten 
der Wahrhaftigkeit entbehrte. Das nüchterne Publikum begrüßte die 
Herren Geiſtlichen mit Ehrerbietung und verhielt ſich durchaus anſtändig. 


Telegraphiſche Courſe und Börſennachrichten. 
(Aus Wolff's Telegr.⸗Bureau.) 

London, 8. Febr., Abends. Silbercours ſchloß 57. 

Frantfurt a. M., 8. Febr., Nachmittags 2 Uhr 30 Minuten. [Schluß ⸗ 
courſe.] Londoner Wechſel 204, 55. Pariſer Wechſel 81, 37. iener 
Wechſel 164,95. Böhmiſche Weſtbabn 139. Eliſabethbabn 109%. Galizier 
174. Franzoſen“) 201%. Lombarden “) 64. Nordweſtbahn 91 Silber: 
rente 56%. Papierrente 51%. Ruſſiſche Bodencredit 81%. Ruſſen 1872 
84%. Amerikaner 1885 102. 1860er Looſe 98%. 1864er Looſe 258, 00. 
7 1224. Oeſterreichiſche Nationalbank 690, 00. Darmſt. Banl 
100%. Berliner Bankperein —. Frankfurter Wechslerhank —. Oeſterr.⸗ 
deutſche Bank Meininger Bank 71. Heſſiſche Ludwigsbahn 957. 
Oberheſſen —. Ungariſche Staatslooſe 142, 59. do. Schatzanweiſungen 
alte 83 do. Schatzanweiſungen neue 81. do. Oſtbahn⸗Obligationen II. 
57%. Central⸗Pacific 99%. Reichsbank 157%. Silbercoupons —. Goldrente 
61%. Felt, aber ſtill, Franzoſen belebt und höher. 

®) per medio reſp. per ultimo. 

Nach Schluß der Börſe: Creditactien 122% , Franzoſen 201%, 1860er Looſe 
—, Silberrente —, Papierrente Galizier —, Lombarden —, Gold: 
rente 61, Nationalbank —. f 

Fre. 8. Febr., Nachmittags. [Schluß⸗Courſe.] Hamburger 
St.⸗Pr.⸗Act. 117%, Silberrente 56. Goldrente 61, Credit⸗Actien 121%, 


Prinz Karl von Preußen iſt heute von hier 


* 


1860er Looſe 98 , Franzoſen 503, Lombarden 160, Ital. Rente 714, Vereins⸗ 


3/ 


bank 118%, Laurahütte 65, Commerzbank 100%, Norddeutſche 128%, Anglo⸗ 
deutſche 36%, Internationale Bank 85½, Amerikaner de 1885 97%, Köln- 
Minden. St.⸗A. 100%, Rbein⸗Eiſenbahn do. 109%, Berg.⸗Märk. do. 78%, 


Disconto 2% pCt. Feſt, aber ſtill. 

Liverpool, 8. Febr. Vormittags. [Baumwolle.] (Anfangsbericht.) 
Mutbmaßlicher Umſatz 8000 Ballen. Stetig. Tagesimport 7000 Ballen, 
davon 1000 B. amerikaniſche, 3000 B. oſtindiſche. 

Liverpool, 8. Februar, Nachmittags. [Baumwolle.] (Schlußbericht.) 
Umſatz 8000 Ballen, davon für Speculation und Export 1000 Ballen. 
— Ruhig. Ankünfte angeboten. ö 

Middling Orleans 6%, middling Mobile 6 9/4, Fair Dhollerah 5%, 
middl. fair Dhollerah 5%, good middl. Dhollerah 5%, middl. Dhollerah 
5%, fair Bengal 4%, fair Broach —, new fair Omra 5%, good fair Omra 
5%, fair Madras 5%, fair Pernam 6%, fair Smyrua 6, fair Egyptiſche 6. 

Newyork, 7. Februar, Abends 6 Uhr. [Schluß⸗Courſe.] MOB 
5%. Wechſel auf London 4, 85. % Bonds de 1885 108%, dito 
funde Anleihe 110%. ½ Bonds de 1887 113. Crie⸗Bahn 8%. 
Baumwolle in Newport 12%, dito in New⸗Orleans 12. Raff. Petroleum 
in Newyork 26%. Raff. Petroleum in Philadelphia 26%. Mehl 6, 10. Mais 
(old mixed) 60. Rotber Frühjabrsweizen 1, 47. 2 55 Rio 19%. Ha: 
1 5 BEN: Getreidefracht 5%. Schmalz (Marke Wilcox) 11%. Speck 

ort clear) 9. 

Paris, 8. Febr., Nachm. Rohzucker behauptet, Nr. 10/13 pr. Febr. pr. 
100 Kilogr. 75, 00, Nr. 7/9 pr. Februar pr. 100 Kilogr. 82, 00. Weißer 
Zucker behauptet, Nr. 3 pr. 100 Kilogr. pr. Febr. 84, 50, pr. März 84, 75, pr. 
April 85, 00, pr. Mai⸗Auguſt 85, 75. 

London, 8. Febr. Havannazucker ſeſt. 


Antwerpen, 8. Febr., Nachmittags 4 Ubr 30 Min. [Getreidemarkt.] 
Hafer unverändert. 


(Schlußbericht.) Weizen weichend. Roggen ruhig. 
Gerſte ſtetig. 

Antwerpen, 8. Febr., Nachmittags [Petroleummarkt.] (Schluß⸗ 
bericht.) Raffinirtes, Type weiß, loco 47 bez. u. Br., pr. Februar 45 bez. 
u. Br., per März 42 bez., 42½ Br., per April 42% Br., per Septem⸗ 
ber 46% Br. — Weichend. 

Hamburg, 8. Febr. [Börſenbericht von Ferdinand Seligmann.] 
Weizen, Apel : Mai 220 M. Br., 215 M. S5 September⸗October —. 
— Roggen, April⸗Mai 160 M. Br. 159 M. Gd., September⸗October —. 
— Rüböl, Mai 74% M. Br., 74 M. Gd., October —. — Petroleum, loco 
18 M. Br., 17,75 M. Gd. — Spiritus, lauf. Monat 44% M. Br. 441% 
M. Gd., April⸗Mai 44% M. Br., 44% M. Gd., Mai⸗Juni 44% M. Br., 
44% M. Gd., Juni⸗Juli 4% M. Br., 44½ M. Gd., Juli⸗Auguſt 45% M. 
Br., 45 M. Gd., Auguſt⸗September —. 


Wien, 8. Febr. [Die Einnahmen der Eliſabeth⸗Weſtbahn)! 
betrugen in der Zeit dom 21. bis zum 31. Januar 272,259 Fl., ergaben 
ah ge dieſelbe Zeit des Vorjahres eine Minder⸗Einnahme von 


Berlin, 8. Februar. [Producten ⸗ Bericht.! Der Himmel iſt leicht 
bedeckt und die Temperatur mild, trotz friſchen Nordwindes. Unſer Getreide⸗ 
markt verharrt in tiefiter Geſchäftsſtille. Für Roggen war die Stimmung 
matt und die mühſelig zu Stande gebrachten wenigen Abſchlüſſe auf Ter- 
mine laſſen in den Preiſen einige Neigung jun Rückſchritt erkennen. Auch 
loco war wenig Handel; das ſchwache Angebot genüote der geringen Nach: 
frage. — Roggenmehl matter. — Weizen ohne Aenderung; es zeigten ſich 
wenig Verkäufer im Markte. — Hafer loco iſt voll im Werthe behauptet. 
Termine ſehr ruhig. — Rüböl recht ſtill und matt. Man konnte ein Wenig 
billiger als geſtern kaufen. — Petroleum Is fernere Rückſchritte im Preiſe 
gemacht, obſchon Waare knapp blieb. — Spiritus ohne we entliche Aende⸗ 
Da der geſtrige Fortschritt ſich gut behauptete, darf die Haltung feſt 


rung. 
genannt werden. . 5 

Weizen loco 195—235 Mark pro 1000 Kilo nach Qualität gefordert, 

n Mark ab Bahn bez., per April⸗Mai 221 


feiner weißer polniſcher 225 —228 


bis 222 M. bez., per Mai⸗Juni 222, — 223 M. bez., per Juni⸗Juli 223% 
bis 224 M. bez. Gekündigt — Ctr. Kündigungspreis — M. — Roggen 
i 1000 Kilo nach Qualität gefordert, ruſſiſcher 161 


loco 158183 Mark pro 
bis 162 M. ab Boden bez, neuer ruſſiſcher 158—166 Ml. bezahlt, neuer 
poln. — Mark bezahlt, inlandiſcher 176—183 Mark bezahlt, kleiner ruſſ. 
— Mark ab Bahn bez., per Febr. 162—161 


162—161½ Mark bez. per Frühjahr 1634—163 Mark bez., per Mai⸗Juni 
161161 Mark bezahlt, Sr Juni⸗Jult 1604160 Mart bezahlt. Ge: 


künbigt 2000 Gentner. Kündigungspreis 161% Mark. — Hafer locs 125 
bis 165 M. pro 1000 Kilo nach Qualität gefordert, oft: und weſtpr. 135—156 
Mark bez., ruſſiſcher 125—150 M. bez., pommerſcher 160 —163 M. bez. ſchleſ, 
153—162 Mark bez., galigifcher — Mark bez., böhmiſcher 155—162 Mark 
bez., ungariſcher 137—140 Mark bez., defecter ruſſiſcher — Mark ab Bahn 
bez., per Frühſahr 153½—153—153½ Mt. bez., per Mai⸗Juni 154% —154 

„bez., per Juni⸗Jull — Mark bez., Gekündigt — Ctr. Kündigungspreis 
— Mark. — Rüböl pro 100 Kilo loch ohne Faß 73 M. bez., mit Faß — 
M. bez., per Februar 73 Ml. bez., per Februar⸗März — M. bez., per April: 
Mai 73—72,9—73 ME. bez., per Mai⸗Juni 72,2 Mk. bez., per Sept.⸗October 
68,2—68 Mk. bez., per Oct. November — Ml. bezahlt. Gekündigt — Etr. 
Kündigungspreis — Mark. — Leinöl loco — Mark bez. — Petroleum loco 
ver 100 Kilo incl. Faß 43 Mark bez., per Februar 36,1 Mark bezahlt, per 


Februar⸗März 33—32,5—8 Mark bezahlt, per März⸗April — Mark bez 


* b 


J Mk. bez., per Febr.⸗Marzf 


ark. Be : 
Spiritus loco „ohne Faß“ 53,8—6 Mark bez., per Februar 54,3 no⸗ 
minell 9 a] ber Geber Marz — Mk. bez., ver 25 l Mat 55,7 bis 
56,1—55,8 Mk. bezahlt, ver Mai⸗Juni 56—56,4— 56,1 Mark bez. per Juni⸗ 
E 
5 uguſt⸗ ember 58, — R igt — Liter. 
Kündigungspreis — Mark. Ent... 


Breslau, 8. Febr. [Hypotheken⸗ und Grundſtück⸗Bericht von 
Carl Friedländer.] Das Hypotheken⸗Geſchäft war in der erſten Naben 
Woche recht he Trotzdem Geld nichts weniger als knapp ift, und gute 
Hypotheken auf ſtädtiſche Grundſtücke in hinreichender Auswahl offerirt wer⸗ 
den, ſind Einigungen über Zinsfuß und Höhe der Darlehnsſumme ſchwer 
u erzielen, fo daß die Umſätze ſich in engen Grenzen halten. Auch das 

rundſtück⸗Geſchäft war ſtiller als in der Vorwoche und ließ Verkäufe von 
Bedeutung nicht bekannt werden. 


Breslau, 9. Febr., 9% Uhr Vorm. Am heutigen Markte war die 
Stimmun für Getreide ſehr ruhig, bei mäßigen Zufuhren und unver⸗ 
me 9 1 bel ſch 0 

Weizen bei ſchwächerem Angebot preishaltend, per 100 Kilogr. ſchleſiſcher 
weißer 17,10 bis 19,30—21,50 Mark, gelber 7,1019100 50 Maat 
3 Sorte über 1 255 en 0 

toggen, nur feine Qualitäten preisbaltend, per 100 Kilogr. neuer 
15 u 17 ee 71 über 705 bezablt. 

erſte, nur feine Qualitäten preishaltend, per 100 Kilogr. neue 13,60 
bis 14.80 Mart, weiße 1920-1880 Merl. e 
15 95 a ſchwach gefragt, per 100 Kilogr. neuer 12,80—14,20 bis 

4 ark. 

Mais angeboten, ver 100 Kilogr. 11,20—12,20—13,50 Mark. 

Erbſen ohne Aenderung, per 100 Kilogr. 12 — 13,70 bis 15,80 Mark. 

Bohnen mehr beachtet, per 100 Kilogr. 15,70 — 17,00 — 18,00 Mark. 

Lupinen ſtärker angeboten, per 100 Kilogr. gelbe 9,50—10,50—11,20 
Mart, blaue 9.30 —10,40— 11,00 Mark. 

Wicken ſchwache Kaufluſt, ver 100 Kilogr. 11,50 — 12,50 — 13,50 Mark. 

Delfaaten in ruhiger Haltung. 

Schlaglein mehr beachtet. Ä 

Pro 100 Kilogramm netto ann und 19 — 
— 2 


Schlag⸗Leinſaat . 26 50 

Winterraps 82 50 30 — Sg 
Winterrübſen 31 50 28 50 27 50 
Sommerrübſen 30 — 28 — 27 
Leindotter . 286 80 25 50 5 


Rapskuchen unverändert, per 50 Kilogr. 7,10 bis 7,40 Mark. 

Leinkuchen preishaltend, per 50 Kilogr. 8,60 —9 Mark. 

Klee ſam en Beer angeboten, rother mehr Kaufluſt, per 50 Kilogr. 
52—58— 6670-75 Mark, — weißer unverändert, per 50 Kilogr. 54—64 
bis 67—72—78 Mark, hochfeiner über Notiz. 

Tbymothbee feſter, ver 50 Kilogr. 23—27—30 Mark. { 
8 e lein 0 eg Nane A 3 eg Mark, 

oggen fein 26,75—27, rk, Hausbacken 25,75 — 26,75 Ma oggen⸗ 
Futtermebl 10.00 — 11.00 Mark, Weizenkleie 89 Mark. ' ; 19 


Witterungsbericht vom 8. Februar. 
7—8 Uhr Morgens. 


eg | Wind. Wetter. 

Memel — 4 S0. ſchwach. Schnee. 
Hamburg + 5 [W. ſchwach. ganz bedeckt. 
Cre feld + 7 NW. mäßig ganz bedeckt. 
Hannover + 6 | SW. mäßig. halb bedeckt. 
Leipzig ＋ 5 [W. weg dreiviertel bedeckt. 
Derlnn die + 5 [W. ſchwach. halb bedeckt. 
Breslaau Nu + 4 NW. mäßig. ganz bedeckt. 
Bamberg + 6 [W. ſchwach. dans bedeckt. 
Carlsruhe + 8 SW. ſtark. egen. 
Friedrichshafen + 6 SW. hart. Regen. 


Barometer Nordweſten ſeit geſtern, Nordoſten ſeit Nachts ſteigend, Süden 
8 Norddeutſchland bei mäßigem Weſt⸗Nord⸗Weſt kühler, wolkig 
üddeutſchland bei ſtarkem SW. wärmer, regneriſch, allgemein ſehr mild. 
0 


Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerſitäts - 


Sternwarte zu Breslau. = 

Februar 8. 9. Nachm. 2 U. Abds. 10 U. Morg. 6 U. 
Luft wärme + 505 + 305 + 209 
Luftdruck bei Oo. 331,17 331% 42 330% 43 
Dunſtdruck 1.99 218 2,06 
Dunſtſättigung 61 pCt. 80 p6t. 80 pCt. 
A NW. 3 NW. 2 g 
a wolkig. bedeckt. trübe. 


Breslau, 9. Febr. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 5 M. 6 Cm. UP. — M. 50 Cm. 
— , — . ]⁰ͥi .. ̃— .. ̃ẽͤ2 TITELN Se un 


— 


2 [Richard Wagner⸗Album] für Geſang mit Pianoforte⸗Begleitung⸗ 
Herausgegeben von Otto Leßmann. Berlin und Dresden. Adolph Fürſtner 
(C. F. Meier). Die vorliegende Sammlung enthält die beliebteſten Melodien 
aus den Opern Rienzi, Fliegender Holländer und Tannhäuſer mit deutſchem, 
engliſchem und italieniſchem Text. Sowohl die Auswahl der Stücke als das 
Arrangement derſelben verdient volles Lob, die Ausſtattung iſt höchſt elegant 
udem iſt der Preis ſehr niedrig geſtellt, und wir zweifeln daher nicht, daß 
ſich dieſes Album einer weiten Verbreitung erfreuen wird. 


Oels⸗Gneſener Eiſenbahn. 


Die Einnahme pro Monat Januar beträgt: 


/ 


propiſoriſch definitiv 
1877 1876 
a. aus dem Perſonen⸗Verkehr : .. 23,004 Rm. 18,541 Am. 
. „ Guterverkehr incl. Extraordinarien 52,108 Am. 45,577 Rm. 
— - 
Summa 75,112 Rm. 64,118 Rm. 


.. . 10,994 Rm. 


pro 1877 mehr 
| s etion. 


Dire 


Der alleinige 


zGeſchäfts⸗Inhaber und Nachfolger des „verſtorbenen“ Sarg⸗ 
Fabrikanten Ohagen iſt nur der Sarg⸗Fabrikant 2 


Johann Bensch senior, 


deſſen Sargmagazin feit bereits 30 Jahren beſteht und mit keinem 
anderen Geschäft ähnlichen Namens in Verbindung ſteht. 


Auf Obiges Bezug nehmend, erlaube mir anzuzeigen, daß ich 
nur firmire: N 126511 
1 


Johann Bensch senior, 
Sehuhbrücke 60 u. 61, 


nahe der Albrechtsſtraße. 


Die Anzeige des Herrn Bensch } 
in den Zeitungen hat ihre Widerlegung bereits in dem rechts⸗ 


kräftigen Urtheil des Königlichen Stadtgerichts zu Breslau 


vom 23. November 1876 gefunden. 30111 


Heinrich Ohagen. 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. . 
Druck von Graß, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau. N 


